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Leo Stauber, Aschau/Chiemgau

Die siebenbürgische Memorandum-Bewegung 
aus Sicht des rumänischen, ungarischen und 
deutschen Nationalismus*

1. Ein Energiefeld der Nationalbewegungen

Den Zerfall des Habsburgerreiches im Jahre 1918 betrachteten viele Zeitge-
nossen als ein historisch zwangsläufiges und überfälliges Ereignis. Österreich-
Ungarn wurde schon vor dem Ersten Weltkrieg oftmals unterstellt, dass es mit 
seiner ethnischen Vielfalt in der Ära des Nationalstaats ein nicht mehr lebens-
fähiger Anachronismus und ein »Völkerkerker« sei.1 Unter den Eliten der 
Monarchie waren tiefer Pessimismus und die Sorge vor dem Aufstieg eines 
spaltenden Nationalismus verbreitet.2 Auch wenn die Mehrheit der Unterta-
nen des Reiches noch lange staats- und dynastietreu war und zwischen ihrer 
nationalen Identität und der Loyalität zum Vielvölkerreich nicht zwangsläufig 
einen Widerspruch sah,3 lässt sich nicht leugnen, dass die späte Monarchie ein 
»Energiefeld der politischen Nationalbewegungen«4 war, ein von schwelen-
den ethnischen Konflikten geprägter Staat. Die Gegensätze zwischen den 
Anhängern des Deutschnationalismus, des Panslawismus sowie des ungari-
schen Nationalismus und den Forderungen der übrigen Völker der Monar-
chie waren im Zuge der Revolutionen von 1848, des österreichisch-ungari-

* Gestraffte Fassung der Bachelorarbeit des Autors, die am Institut für Geschichte der Univer-
sität Regensburg im Sommersemester 2021 angenommen wurde. Erstgutachter war Klaus 
Buchenau (Institut für Geschichte), Zweitgutachter Zsolt K. Lengyel (Ungarisches Institut 
der Universität Regensburg).

1 Theodor Schieder: Nationalismus und Nationalstaat. Studien zum nationalen Problem im 
modernen Europa. Göttingen 1991, 116.

2 Pieter M. Judson: Habsburg. Geschichte eines Imperiums 1740–1918. München 2017, 
488–490.

3 Ebenda, 23–25.
4 Schieder: Nationalismus, 116.
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schen Ausgleichs von 1867 und vor allem der Staatsgründungen Italiens, 
Deutschlands, Serbiens und Rumäniens immer weiter angewachsen, und die 
politischen Zukunftsvorstellungen der Nationalitäten drifteten immer weiter 
auseinander. Benachbarte irredentistische Nationalisten aller Couleur zeigten 
immer mehr Interesse am Schicksal ihrer »unerlösten Brüder« innerhalb der 
Grenzen Österreich-Ungarns.5 Umgekehrt boten die angrenzenden neuen 
Nationalstaaten Angehörigen der jeweiligen Volksgruppen der Donaumonar-
chie zunehmend eine Perspektive auf eine nationale Existenz außerhalb des 
Reiches, was auch zu einer Belastung für dessen Außenpolitik zu werden be-
gann.6 Die komplizierte Gemengelage in der Doppelmonarchie sorgte schließ-
lich dafür, dass Anhänger aller Nationalbewegungen mit den Zuständen oft-
mals unzufrieden blieben, seien es Aktivisten und Politiker der tonangebenden
Deutschen und Magyaren, die ihre Vormachtstellung in ihren Reichshälften 
bedroht sahen, oder solche der zahlenmäßig kleineren Nationalitäten wie den 
Tschechen, Slowaken, Serben, Italienern, Slowenen, Ruthenen oder den Ru-
mänen, die sich je nach Landesteil unter deutsche beziehungsweise ungari-
sche Vorherrschaft gestellt sahen.7 Durch diese Bewegungen zeichneten sich 
die letzten Jahrzehnte der Monarchie allseits von Aufwallungen der nationa-
len Gefühle einzelner Gruppen sowie Empörung über nationale Belange aus. 
Streitigkeiten hatten oftmals die Verwendung der mit der Nation identifizier-
ten Sprachen oder die ethnische Repräsentation in den Parlamenten zum 
Gegenstand und wurden mittels einer spontanen Mobilisierung der Bevölke-
rung sowie über die entstehende Massenpresse ausgetragen.8 Die neue Macht 
der aufbrausenden öffentlichen Meinung begann auch die Arbeit der Regie-
rungen beider Reichshälften zunehmend zu erschweren.9 Ein Beispiel, das die 
Gemüter in- und außerhalb des Reiches nationalistisch erhitzte, ist die Me-
morandum-Bewegung der Rumänen Siebenbürgens und der Prozess gegen 
ihre Anführer. Aus Protest gegen die nationalitätenfeindliche Politik des un-
garischen Staates hatten rumänische Aktivisten 1892 in einer Bittschrift − 
dem Memorandum − an Kaiser Franz Joseph um dessen Unterstützung gegen 
die Budapester Regierung gebeten. Die Memorandisten prangerten ihre kultu-

5 Steven Beller: The Habsburg Monarchy. 1815–1918. Cambridge 2018, 179–180.
6 Konrad Canis: Die bedrängte Großmacht. Österreich-Ungarn und das europäische Mäch-

tesystem 1866/67–1914. Paderborn 2016, 27–28.
7 Judson: Habsburg, 337–338.
8 Beller: The Habsburg Monarchy, 169–171.
9 Helmut Rumpler: 1804–1918. Eine Chance für Mitteleuropa. Bürgerliche Emanzipation und 

Staatsverfall in der Habsburgermonarchie. Wien 1997, 487–488.
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relle und politische Benachteiligung in Siebenbürgen an, insbesondere die 
Verdrängung des rumänischsprachigen Schulunterrichts, die restriktive Pres-
segesetzgebung sowie die mangelnde Repräsentation der Rumänen im Buda-
pester Parlament. Unter Berufung auf verfassungsrechtliche Gründe wurde 
das Memorandum vom Wiener Hof nicht angenommen, sondern ungeöffnet 
nach Budapest gesandt, wo es ebenfalls kein Gehör fand. Stattdessen ent-
schloss sich die ungarische politische Führung, auch aufgrund der Empörung 
der Presse über diesen als Verrat wahrgenommenen Akt der Rumänen, die 
Urheber strafrechtlich zu verfolgen.10 Während des 1894 abgehaltenen Pro-
zesses erfreuten sich die rumänischen Angeklagten großer Sympathiebekun-
dungen nicht nur innerhalb der Doppelmonarchie, sondern auch auf dem 
ganzen Kontinent, wurden aber dennoch zu Haftstrafen verurteilt.11 Für die 
rumänische Nationalbewegung in Siebenbürgen wurden die Verurteilten 
schnell zu Märtyrern, die Erfahrung des Scheiterns der politischen Strategie 
der Bittschrift führte zu einer Abkehr von der Idee einer Aussöhnung der 
Rumänen mit den Magyaren, wie sie zuvor angestrebt worden war.12 Doch 
auch die Brüder im Königreich Rumänien nahmen großen Anteil an der Sie-
benbürgischen Frage. Umgekehrt empörten die Forderungen der Memoran-
disten die ungarischen Nationalisten, da sie mit deren politischer Konzeption 
nicht vereinbar waren. Auch der verbreitete deutsche Nationalismus in Öster-
reich widmete der Angelegenheit vor dem Hintergrund der eigenen wachsen-
den Unzufriedenheit mit dem Vielvölkerstaat und besonders dem österrei-
chisch-ungarischen Dualismus einige Aufmerksamkeit.13

In dieser Arbeit soll untersucht werden, welche Rolle die Wahrnehmung 
der Memorandum-Bewegung im ideologischen Weltbild sowie für die politi-
schen Ziele des rumänischen, ungarischen und deutschen Nationalismus 
spielte. Hierbei soll auch auf die taktische und opportunistische Nutzung des 
Themas durch führende Politiker der Zeit eingegangen werden. Um die Leit-
frage beantworten zu können, wird zunächst eine Übersicht über die Ge-
schichte der Memorandum-Bewegung gegeben. Im Anschluss werden die 
Positionen des rumänischen Nationalismus jenseits der Karpaten, des unga-
rischen Nationalismus sowie die des Deutschnationalismus in Österreich 
untersucht.

10 Zoltán Szász: Politik und Nationalitätenfrage in der Zeit des Dualismus (1867–1918). In: 
Kurze Geschichte Siebenbürgens. Hg. Béla Köpeczi. Budapest 1990, 595–637, hier 618.

11 Ioan-Aurel Pop – Ioan Bolovan: Geschichte Siebenbürgens. Ludwigsburg 2020, 398–406.
12 Keith Hitchins: Rumania 1866–1947. Oxford 1994, 207–209.
13 Rumpler: 1804–1918, 489–490.
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2. Die Memorandum-Bewegung in Siebenbürgen

Zur Kontextualisierung der Leitfrage soll zunächst die Ereignisgeschichte der 
Memorandum-Bewegung kompakt dargestellt werden. Der Ursprung der 
Forderungen, welche die rumänischen Aktivisten 1892 aufstellten, liegt in 
ihrer Unzufriedenheit mit dem Status quo nach dem österreichisch-ungari-
schen Ausgleich von 1867. Dieser hatte die bisherige Autonomie Siebenbür-
gens beendet und das mehrheitlich von Rumänen bewohnte Gebiet dem Kö-
nigreich Ungarn zugeschlagen. Dadurch büßten die Rumänen den Großteil 
ihres politischen Einflusses ein und spalteten sich in der Folgezeit in zwei 
strategische Hauptfraktionen: Die des Boykotts des politischen Systems durch 
Passivität und die des Aktivismus durch die Wahrnehmung der geringen Par-
tizipationsmöglichkeiten.14 Doch nicht nur der politische Einflussverlust gab 
Anlass zur Unzufriedenheit, sondern vor allem die staatliche Politik der Ma-
gyarisierung.15 Durch restriktive Sprachregelungen in Verwaltung, Schulen 
und Universitäten16 sowie die Tätigkeit von staatlich geförderten ungarischen 
Kulturvereinen17 sollte die Entnationalisierung der Nationalitäten erreicht 
werden. Das eigentlich liberale Nationalitätengesetz von 1868 wurde auf-
grund des ethnischen Hegemoniestrebens der Mehrheit der ungarischen 
Führer nicht umgesetzt.18 Als Reaktion auf diese Entwicklungen wurde 1881 
die Rumänische Nationalpartei gegründet, die zur Zeit des Memorandums de 
facto die Alleinvertretung der Rumänen in der Doppelmonarchie darstellte.19

Sie vertrat größtenteils keine irredentistischen Ziele, sondern strebte eine 
Rücknahme des österreichisch-ungarischen Ausgleichs, somit die Restaura-
tion der alten Autonomie Siebenbürgens an.20

14 Pop – Bolovan: Geschichte, 391–394.
15 Gerald Volkmer: Die Siebenbürgische Frage 1878-1900. Der Einfluss der rumänischen Na-

tionalbewegung auf die diplomatischen Beziehungen zwischen Österreich-Ungarn und 
Rumänien. Wien 2004, 24–25.

16 Géza Andreas von Geyr: Sándor Wekerle. 1848–1921. Die politische Biographie eines unga-
rischen Staatsmannes der Donaumonarchie. München 1993, 157–158.

17 Franz Wolf: Der Memorandum-Prozeß 1894. In: Der Donauraum 22 (1977) 4, 214–231, hier 
217–218.

18 Szász: Politik, 598.
19 Florian Kührer-Wielach: Siebenbürgen ohne Siebenbürger? Staatliche Integration und neue 

Identifikationsangebote zwischen Regionalismus und nationalem Einheitsdogma im Dis-
kurs der Siebenbürger Rumänen. 1918–1933 [Dissertation]. Wien 2013, 47.

20 Jochen Schmidt: Dakoromanismus vor 1918. Nationalbewegung und Parteienbildung in 
Rumänien. In: Südost-Forschungen 54 (1995) 161–200, hier 169.
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Ebenfalls in den 1880er Jahren machte sich eine neue Generation rumäni-
scher Aktivisten bemerkbar, was vor allem in der Gründung des teilweise ir-
redentistischen Presseorgans „Tribuna“ in Hermannstadt (Nagyszeben, Sibiu) 
Ausdruck fand. Und im Jahre 1891 wurde in Bukarest die Kulturliga (Liga 
pentru Unitatea Culturală a tuturor Românilor, kurz: Liga Culturală) gegrün-
det – eine Vereinigung, welche die kulturelle Einheit des rumänischen Volkes 
fördern wollte und in diesem Sinne auch im Ausland propagandistisch tätig 
wurde.21 Schon in ihrem Gründungsjahr veröffentlichten Studenten im 
Namen der Vereinigung eine Denkschrift, welche die Missstände in Sieben-
bürgen anprangerte, um sie der europäischen Öffentlichkeit näherzubringen. 
Die Veröffentlichung führte zu einem publizistischen Kampf mit ungarischen 
Organisationen.22 In diesem Klima gab die Rumänische Nationalpartei unter 
ihrem Vorsitzenden Ioan Rațiu ihren bis dahin verfolgten passiven Kurs auf23

und erachtete es nun als opportun, sich mit einer Bittschrift, dem Memoran-
dum, direkt an Kaiser Franz Joseph zu wenden. Zu diesem Schritt kam es, da 
die Memorandisten sich durch Parlament und Regierung in Budapest nicht 
repräsentiert sahen, weshalb man davon ausging, dass nur die Vermittlung 
des Monarchen eine positive Veränderung erzielen könne.24 Das Unterfangen 
fiel zeitlich mit einer ungarischen Regierungskrise und dem Wahlkampf zu-
sammen. Das Mutterland Rumänien hatte zudem jüngst mehr Selbstbewusst-
sein in nationalen Belangen geschöpft, König Karl von Hohenzollern gab der 
Memorandum-Aktion seinen Segen, auch wenn er sich für eine Übergabe der 
Beschwerdeschrift in Budapest statt in Wien aussprach, um so ein Bekenntnis 
zur Verfassung der Doppelmonarchie zu zeigen,25 der zufolge Franz Joseph in 
seiner Funktion als ungarischer König für Siebenbürgen zuständig war. Das 
Dokument selbst, das im März 1892 verfasst wurde,26 leitete die Legitimität 
der Forderungen aus der großen Anzahl von Angehörigen der rumänischen 
Ethnie ab. 

Insbesondere wurde die Unzufriedenheit mit der 1867 durchgesetzten 
neuen Ordnung und dem Ende der siebenbürgischen Autonomie artiku-

21 Szász: Politik, 615–616.
22 Ebenda; Kührer-Wielach: Siebenbürgen, 48.
23 Georges Castellan: A History of the Romanians. New York 1989, 146–147.
24 Szász: Politik, 617.
25 Volkmer: Die Siebenbürgische Frage, 234.
26 Wolf: Der Memorandum-Prozeß, 219.
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liert.27 Statt der Autonomie sei ein »Rassenregiment«28 der Magyaren geschaf-
fen worden. Das Memorandum prangerte die diskriminierende Wahlgesetz-
gebung in Siebenbürgen sowie das restriktive Pressegesetz an und verurteilte 
die Sprachpolitik des Königreichs Ungarn, den Mangel an rumänischen Bil-
dungseinrichtungen, die schlechte Repräsentation der rumänischen Bürger in 
Ämtern sowie eine behauptete Einschränkung der Autonomie der orthodo-
xen Kirche. Zudem wurde behauptet, dass keine Versammlungs- und Verei-
nigungsfreiheit für die Rumänen existiere und ihr kollektives Selbstgefühl 
ständigen Demütigungen ausgesetzt sei.29 In durchaus theatralischem Ton 
wurde die ungarische Regierung angeklagt, die Rumänen seien in Siebenbür-
gen »einer schlechteren Behandlung ausgesetzt als die Bevölkerung eroberter 
Länder«.30 Kritisiert wurde auch die Agrarpolitik Ungarns, die aus Sicht der 
Verfasser die zumeist ungarischen Grundherren gegenüber den einfachen 
rumänischen Bauern bevorzugte.31 Letztlich verlangte die Bittschrift eine 
Form des ethnischen Föderalismus statt der ungarischen Dominanz.32

Die gewünschte Vermittlerrolle des Kaisers und – in Ungarn – Königs 
sollte durch eine Übergabe des Memorandums an den Herrscher in Wien 
Ende Mai 1892 erreicht werden. Einer dafür entsandten Delegation von 300 
Personen wurde jedoch keine Audienz gewährt. Der Grund dafür war verfas-
sungsrechtlicher Natur: Da die Delegierten Untertanen der ungarischen
Krone und nicht der österreichischen Kaiserkrone waren, verweigerte man 
ihnen die Vorsprache am Wiener Hof.33 Stattdessen wurde das Dokument wie 
schon erwähnt ungeöffnet an die offiziell zuständige Budapester Regierung 
geschickt, die es wiederum an den Absender, den Parteivorsitzenden Rațiu, 
zurücksandte. Später wies die ungarische Regierung unter dem Druck der 
nationalistischen öffentlichen Meinung die Staatsanwaltschaft an, aufgrund 
der erfolgten internationalen Verbreitung der Bittschrift rechtliche Schritte 
gegen die Urheber des Memorandums zu prüfen.34

27 Pop – Bolovan: Geschichte, 401–402; Wolf: Der Memorandum-Prozeß, 219.
28 Die Denkschrift der Rumänen an den Kaiser-König. [26. März 1892.] In: Eugen Brote: Die 

rumänische Frage in Siebenbürgen und Ungarn. Eine politische Denkschrift. Mit 51 Beila-
gen und einer Karte. Berlin 1895, 326–353, hier 327.

29 Szász: Politik, 617.
30 Die Denkschrift der Rumänen an den Kaiser-König 327.
31 Ebenda, 344–345.
32 Volkmer: Die Siebenbürgische Frage, 233.
33 Wolf: Der Memorandum-Prozeß, 225.
34 Szász: Politik, 618.
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Es kam zu handfesten Konflikten zwischen Magyaren und Rumänen in 
Form von scharfen verbalen und physischen Attacken auf einige der Unter-
zeichner durch ungarische Nationalisten. Andererseits erfolgten deutliche 
Solidaritätserklärungen für die Angeklagten aus dem Königreich Rumänien.35

Da ursprünglich nur gegen Eugen Brote, den Vizepräsidenten der Rumäni-
schen Nationalpartei und Besitzer der Druckerei, die das Memorandum ver-
vielfältigt hatte, ermittelt wurde, bekannte sich die gesamte Führungsriege der 
Nationalpartei zur Urheberschaft des Memorandums.36 Schließlich kam es 
1893 zu einer Klage, weil die Urheber dem Staatsanwalt zufolge durch die 
Übersetzung des Dokuments in Fremdsprachen propagandistisch gegen den 
Staat hetzten.37 Im Königreich Rumänien brauste die öffentliche Meinung 
nationalistisch auf, Kundgebungen wurden veranstaltet und die propagandis-
tischen Bemühungen um Sympathien in Westeuropa intensiviert. Die rumä-
nischen Nationalliberalen versuchten in Bukarest die Empörung für ihr 
Machtstreben zu nutzen.38

Am 7. Mai 1894 begann der Prozess gegen die Memorandisten in Klausen-
burg (Kolozsvár, Cluj).39 Er war der bedeutendste in einer Reihe von Presse-
prozessen der ungarischen Regierung gegen die Organe der Nationalitäten.40

Tausende Menschen solidarisierten sich durch Demonstrationen in der Stadt 
mit den Angeklagten. Vor Gericht präsentierten sich Rațiu und die anderen 
Angeklagten sendungsbewusst als Stellvertreter des gesamten rumänischen 
Volkes, das durch ungarischen Überlegenheitsdünkel geknechtet sei. Sieb-
zehn Tage später wurden die Angeklagten größtenteils schuldig gesprochen 
und zu Gefängnisstrafen verurteilt. Im Sinne des ungarischen Nationalismus 
sprach sich das Gericht für eine Verurteilung des Geistes des Memorandums 
aus.41 1895 erfolgte jedoch eine Begnadigung der Verurteilten durch Kaiser 
Franz Joseph auf Bitten des rumänischen Königs, so dass jene, die Haftstrafen 
absitzen mussten, wurden wieder entlassen.42 Die Rumänische Nationalpartei 

35 Volkmer: Die Siebenbürgische Frage, 235.
36 Michael Kroner: Die Stellung der Siebenbürger Sachsen zum sogenannten „Memorandums-

prozeß“ der siebenbürgischen Rumänen. In: Zeitschrift für Siebenbürgische Landeskunde 1 
(1984) 75–94, hier 77.

37 Wolf: Der Memorandum-Prozeß, 226.
38 Szász: Politik, 618.
39 Ebenda, 619.
40 Volkmer: Die Siebenbürgische Frage, 228.
41 Szász: Politik, 619.
42 Carl Göllner: Abwehr von Magyarisierungsversuchen 1877–1900. In: Die Siebenbürger 
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wurde per Ministerdekret verboten.43 Parallel zu diesen Vorgängen waren 
zahlreiche Angeklagte des Prozesses in der ersten Hälfte der 1890er Jahre in 
andere Rechtsstreitigkeiten verwickelt, deren Gegenstand ebenfalls der natio-
nale Aktivismus der Beteiligten war.44

3. Die siebenbürgische Memorandum-Bewegung aus Sicht des 
rumänischen, ungarischen und deutschen Nationalismus

3. 1. Die nationale Frage im Spannungsfeld der Parteien Rumäniens
Um die Bedeutung der Memorandum-Bewegung für den Nationalismus im 
Königreich Rumänien, dem Altreich, herausarbeiten zu können, muss zu-
nächst dargestellt werden, wie sich der rumänische Nationalismus dort von 
dem in Siebenbürgen unterschied. Die rumänische Nationalbewegung inner-
halb der ungarischen Grenzen war in den 1890er Jahren noch nicht wirklich 
modern: Die prinzipielle Treue zu Dynastie und Vielvölkerstaat war noch 
weitgehend vorhanden, die Mobilisierung der Bevölkerung durch die Füh-
rung der Nationalpartei erfolgte noch zu einem großen Teil mit Berufung auf 
die Autorität Gottes. Grundsätzlich erfolgte die Identifikation mit der Nation 
maßgeblich über die orthodoxe Kirche und religiöse Institutionen.45 Jochen 
Schmidt zufolge hatten die rumänischen Bauern dieser Zeit noch eine »quasi-
mittelalterliche Mentalität«.46 Im Kontrast dazu vertrat die Nationalliberale 
Partei (Partidul Naţional Român, PNL) im Königreich Rumänien bereits 
einen deutlich radikaleren und modernen Nationalismus, der sich am westli-
chen Ideal des leistungsfähigen, industrialisierten und homogenen National-
staats orientierte. Das andere große politische Lager, die gespaltenen Konser-
vativen, stand diesem importierten Ideal kritisch gegenüber und setzte sich für 
den Erhalt überlieferter sozialer, vor allem ländlich-agrarischer Strukturen 
ein.47 Beide Ansätze wurden von Vertretern der ethnischen Mehrheitsgesell-
schaft konzipiert und sind vor dem Kontext des Aufbaus des rumänischen 
Staates nach der osmanischen Herrschaft zu sehen, der dem Anspruch eines 
Nationalstaates gerecht werden sollte. Dieser Umstand unterscheidet die Na-
tionalismuskonzeption des Altreiches zusätzlich von der siebenbürgischen 

43 Castellan: A History, 148.
44 Vgl. hierzu eine Auflistung von Vorfällen und Prozessen bei Brote: Die rumänische Frage, 

395–418.
45 Schmidt: Dakoromanismus, 171; Wolf: Der Memorandum-Prozeß, 214.
46 Schmidt: Dakoromanismus, 172.
47 Ebenda, 172; Keith Hitchins: A Concise History of Romania. Cambridge 2014, 121.
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Nationalbewegung, die vor dem Kontext eines Vielvölkerstaates zu sehen ist 
und keinen Anspruch auf eine ethnische Hegemonie oder gar Homogenität 
im eigenen Land erhob.

Um illustrieren zu können, wie die Memorandum-Bewegung im König-
reich Rumänien Gegenstand der öffentlichen Auseinandersetzung im Wett-
streit der Parteien wurde, muss zunächst die politische Ausgangssituation des 
Landes betrachtet werden. Die in der ersten Hälfte der 1890er Jahre regie-
rende konservative Koalition stand vor allem für die Interessen der Bojaren 
ein.48 Die oppositionelle nationalliberale PNL hingegen übernahm die Vertre-
tung der wachsenden städtischen, bürgerlichen Mittelschicht. Den Interessen 
dieser Zielgruppe entsprechend setzte sie sich für die Industrialisierung des 
wirtschaftlich rückständigen Landes ein, wobei sie eine Schutzzollpolitik ver-
folgte.49 Somit wurden die Bedürfnisse der Trägergruppe des liberalen Natio-
nalismus mit den Erfordernissen gleichgesetzt, Rumänien in einen konkur-
renz- und leistungsfähigen Staat nach westlichem Vorbild zu verwandeln. 

Das nationalliberale und das konservative Lager stellten die Hauptfraktio-
nen der rumänischen Politik dieser Zeit dar. Während die Konservativen in 
der Siebenbürgischen Frage eine höchst ambivalente Haltung einnahmen, 
waren die Nationalliberalen jene Partei, die sich am lautesten für die Belange 
der Rumänen in Ungarn einsetzte, wobei sie − auch aufgrund ihrer antirussi-
schen Haltung − offiziell keine Annexion des Gebietes anstrebte, um nicht zu 
einer Schwächung Österreich-Ungarns beizutragen.50 Der Parteivorsitzende 
und Oppositionsführer Dimitrie A. Sturdza sah in Russland und dem Pansla-
wismus die Hauptbedrohungen für das junge Rumänien und trat für ein offi-
zielles Zusammengehen mit den Mittelmächten ein; Unter Geheimhaltung 
bestand ein solches Bündnis mit seinem Wissen bereits seit 1883. Grundsätz-
lich verfolgten die einzelnen Politiker Rumäniens in dieser Zeit persönliche 
politische Karrierewege, wobei die Trennlinien zwischen Ideologien und 
Parteigrenzen oftmals schwammig waren, was pragmatische und opportunis-
tische Positionierungen ermöglichte.51

Sturdza war seit dem Regierungsantritt der Konservativen 1891 ein schar-
fer Konkurrent um die Macht, wobei ihm die aufflammende Nationalitäten-
frage im Nachbarstaat Ungarn wie gerufen kam, um das konservative Kabi-

48 Hitchins: A Concise History, 130.
49 Ebenda, 127; Hitchins: Rumania, 104.
50 Udo Haupt: Die Rumänienpolitik Deutschlands und Österreich-Ungarns vom Rücktritt 

Bismarcks bis zum Ausbruch des Ersten Balkankrieges (1890–1912). Würzburg 1976, 59.
51 Volkmer: Die Siebenbürgische Frage, 70, 263.
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nett zu attackieren. In diesem Sinne verfolgten die Nationalliberalen einen 
Konfrontationskurs. Schon Ende 1892 hatte man den Memorandisten um 
Ioan Rațiu bei Gesprächen in Bukarest zu beherztem Vorgehen in der natio-
nalen Frage geraten, während konservative Politiker bei diesem Treffen zur 
Mäßigung mahnten.52 Seit Beginn des Jahrzehnts hatte die PNL zudem die 
Aktivitäten der Kulturliga finanziell gefördert.53 Ab 1893 betrieb Sturdza eine 
auf das Nationalgefühl der Bevölkerung abzielende Agitationskampagne, in 
welcher er der Regierung von Ministerpräsident Lascăr Catargiu Untätigkeit 
im Angesicht der Unterdrückung der Brüder in Ungarn vorwarf. Dieser Kon-
frontationskurs stellte einen Höhepunkt der öffentlichen Polarisierung und 
des Parteienstreites in der Geschichte des Altreiches dar.54 Gerald Volkmer 
zufolge versuchte Sturdza als Oppositionsführer, den »Drahtseilakt […] zwi-
schen bedingungsloser Hinwendung an Österreich-Ungarn und schärfster 
Kritik an der ungarischen Nationalitätenpolitik«55 zu vollführen. Auch die 
Konservativen nutzten die Siebenbürgische Frage in ihrem Sinne. So kriti-
sierte der frankophile Kultusminister Take Ionescu beispielsweise Sturdza für 
dessen klares Bekenntnis zur Notwendigkeit der staatlichen Existenz Öster-
reich-Ungarns und erklärte im Parlament, dass eine Gebietserweiterung des 
Königreichs in Zukunft nicht auszuschließen sei.56 Gleichzeitig wirkte die 
Bojarenpartei hinter den Kulissen stets auf eine Mäßigung der ungarischen 
Politik hin und nutzte dafür gegenüber der Donaumonarchie die Drohkulisse 
einer Machtübernahme des Agitators Sturdza.57 Dennoch war die Regierung 
mehr um ihren Verbleib an der Macht und die politischen Konsequenzen des 
Memorandum-Streits besorgt als um das Schicksal Siebenbürgens.58 Die Me-
morandum-Aktion von 1892 wurde von der rumänischen Gesellschaft gutge-
heißen und fand breite Unterstützung aus Politik und Öffentlichkeit, unab-
hängig von der politischen Richtung verteidigte die rumänische Presse die 

52 Ebenda, 271.
53 Szász: Politik, 616.
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Rechte der Rumänen Siebenbürgens.59 Vielerorts kam es zu Demonstratio-
nen, die von der Studentenschaft und der Kulturliga organisiert wurden. 
Sturdza versuchte, sich selbst und seine Partei zu den Wortführern der patri-
otischen Sache zu machen.60

Im Dezember 1893 hielt Sturdza vor dem Senat eine Rede, in der er auf die 
Geschehnisse in Siebenbürgen einging. Er nutzte die Gelegenheit, um seine 
grundsätzliche Vorstellung zur Position Rumäniens in Europa zu äußern: 
Eine entscheidende Stärke des Landes sei, dass es entlang seiner Grenzen von 
Angehörigen des eigenen Volkes umgeben sei. Für die Rumänen in allen Staa-
ten sei dies eine positive Situation: Das Königreich selbst entgehe so einer 
direkten Einkreisung durch andere Nationalitäten, was zu seiner außenpoliti-
schen Absicherung beitrage. Andererseits profitierten auch die Rumänen 
jenseits der Grenzen von dieser Nachbarschaft.61 Diese Überlegung brachte 
Sturdza zu dem Schluss: »[D]ie Gefahr für das Königreich kommt von der 
Seite her, wo das nationale Leben der Rumänen ausserhalb des Königreiches 
in Frage gestellt wird.«62 Da die Rumänen nicht zahlreich genug seien, warnte 
er eindringlich vor der Perspektive einer Entnationalisierung in Siebenbür-
gen. Ungarn hingegen habe eigentlich ein Interesse daran, seine Rumänen gut 
zu behandeln, da Rumänien an einer Abtrennung Siebenbürgens ohnehin 
nicht interessiert sei, und die beiden Völker hätten in Wahrheit gemeinsame 
Interessen, ja sogar ihr jeweiliger Bestand als Nationen hinge voneinander 
ab.63 Ursache des Nationalitätenstreits sei die Haltung der Magyaren, die dar-
auf abziele, die Rumänen zu »vernichten«.64 Sturdza prangerte zudem die 
Justiz in Ungarn an: Während die Memorandisten »unter mittelalterlicher 
Behandlung«65 im Gefängnis säßen, blieben Übergriffe der Magyaren, wie 
jener auf das Privathaus Ioan Rațius,66 ungestraft.67 Eine aus Sicht des Oppo-
sitionspolitikers drohende Entnationalisierung aller drei Millionen Rumänen 

59 Gheorghe N. Căzan – Şerban Rădulescu-Zoner: Rumänien und der Dreibund. 1878–1914. 
Bukarest 1983, 125; George Cipăianu: The Memorandum and European Diplomatic Circles. 
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in Ungarn, so warnte er, hätte auch für den rumänischen Staat ernsthafte 
Konsequenzen und würde dessen Lebensfähigkeit in Frage stellen.68 Im wei-
teren Verlauf seiner Rede attackierte Sturdza die Bukarester Regierungslinie 
an: Während es das Ziel der Nationalliberalen sei, die Dinge als »aufrichtige 
Freunde« der Magyaren klar zu benennen, habe es die konservative Regie-
rung versäumt, die Rolle des »ehrlichen Makler[s]«69 zu spielen. Wenn die 
Regierung die Missstände in Siebenbürgen nicht offen ansprechen würde, so 
der rumänische Oppositionspolitiker, würde Rumänien zum Vasallen Un-
garns werden; die Siebenbürgische Frage sei die »Lebensfrage«70 des Staates. 
Das Memorandum selbst und der Akt der Übergabe an den kaiserlichen Hof 
stellte Sturdza vor dem Senat als Beweise für die Loyalität der Rumänen zu 
Österreich-Ungarn dar.71 Der Oppositionsführer warf der Regierung eine 
Zerrissenheit zwischen Verbrüderung mit Budapest einerseits und großru-
mänischen Ideen andererseits vor und unterstellte den Regierungspolitikern, 
als Bojaren den ungarischen Großgrundbesitzern näher zu stehen als den 
rumänischen Bauern in Siebenbürgen.72 Sturdza stellte in seiner Rede die 
Frage, ob die Regierung willens sei, den drei Millionen Rumänen in Ungarn 
notfalls zu raten, sich den ungarischen Herren auf »Gnade oder Ungnade zu 
ergeben«.73 Gleichzeitig wurden irredentistische Artikel in konservativen Zei-
tungen und ähnliche Äußerungen konservativer Politiker kritisiert.74 Zum 
Ende der Rede sprach sich Sturdza im Sinne der Allianz mit dem Habsburger-
reich für eine ehrliche, friedliche und einvernehmliche Lösung der Sieben-
bürgischen Frage zusammen mit Budapest aus – eine Aufgabe, für die er seine 
Partei prädestiniert sah –, und verurteilte jeglichen Irredentismus.75 Die Au-
tonomieforderungen aus Siebenbürgen spielte Sturdza herunter und erklärte, 
dass sich eine rumänisch-ungarische Versöhnung auch ohne diesen Eingriff 
in die habsburgische Staatsordnung erreichen ließe.76

Insgesamt betrachtet scheint der Vorwurf, den Sturdza der konservativen 
Regierung in Bukarest machte, darin zu bestehen, dass diese einen Stand-
punkt des Alles oder Nichts vertrat. Dem Politiker zufolge war es die Position 
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69 Ebenda, 360.
70 Ebenda, 356.
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der Regierung, dass Rumänien entweder die politische Anlehnung an Öster-
reich-Ungarn nicht riskieren und somit Budapest freie Hand bei der Magya-
risierung lassen oder das Bündnis gleich ganz verlassen sollte, um Siebenbür-
gen bei sich bietender historischer Gelegenheit gewaltsam zu erobern. Aus 
dieser Position heraus konnte sich Sturdza als Kandidat für das Amt des Mi-
nisterpräsidenten gleichzeitig als Bannerträger der Nation und als verantwor-
tungsvoller Mahner zur Bündnistreue mit Österreich-Ungarn inszenieren. 
Während ihm ersteres durchaus Sympathien bei der wahlberechtigten Bevöl-
kerung eingebracht haben dürfte und sicherlich als propagandistischer Op-
portunismus angesehen werden kann, lässt sich argumentieren, dass das klare 
Bekenntnis zum Bündnis mit der Habsburgermonarchie tatsächlich seiner 
politischen Überzeugung entsprach. Österreich-Ungarn war zu jener Zeit in 
Rumänien kein beliebter außenpolitischer Partner.77 Beim Abschluss des 
Bündnisses von 1883 hatten die rumänischen Unterhändler darauf bestan-
den, dass der Pakt unbedingt geheim zu halten sei, da man andernfalls mit 
massiver Kritik der öffentlichen Meinung zu rechnen habe.78 Als populisti-
sches Wahlkampfargument ließ sich die offensiv verkündete Treue zu Wien 
und Budapest also nicht einsetzen. Keith Hitchins sieht Sturdzas tatsächliche 
Absichten in der Verfolgung seiner langfristigen außenpolitischen Konzep-
tion: Wie geschildert, sah der Politiker in Russland und dem Panslawismus 
die Hauptbedrohung seines Landes, während er der Habsburgermonarchie 
die Rolle des stabilisierenden Schutzherren der südosteuropäischen Staaten 
zuschrieb. In Sturdzas Vorstellung arbeitete Russland aktiv an der Zerstörung 
des Vielvölkerreiches. Er sah dieses Ergebnis jedoch auch für den Fall einer 
Fortführung der chauvinistischen ungarischen Nationalitätenpolitik voraus. 
Seine Forderung nach einer anzustrebenden rumänisch-ungarischen Part-
nerschaft zur Abwehr der Slawen sah der Politiker laut Hitchins durch eine 
Beibehaltung des Magyarisierungsgedankens gefährdet und dadurch langfris-
tig unmöglich.79 Auch in einer Denkschrift an König Karl aus dem Oktober 
1893 vertrat Sturdza die gleichen Gedanken und warnte eindringlich davor, 
dass eine Verurteilung der Memorandisten sowohl in Siebenbürgen als auch 
in Rumänien selbst »das Terrain für russische Wühlereien und Umtriebe 
vorbereiten«80 würde. In diesem Fall könnte Russland also einen Keil zwi-

77 Haupt: Die Rumänienpolitik, 60.
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schen die beiden Völker und Staaten treiben. Somit kann es als Sturdzas Ziel 
betrachtet werden, durch ein selbstbewusstes Auftreten Rumäniens für einen 
Lerneffekt bei den Budapester Politikern zu sorgen. Diese sollten erkennen, 
dass der Konfrontationskurs Ungarn nicht stärkte, sondern schwächte.81

Das ganze Jahr 1894 war von starker Agitation namentlich Sturdzas gegen 
die politischen Führer in Budapest geprägt. Der Politiker warf den Konserva-
tiven immer wieder den Ausverkauf nationaler Interessen sowie eine Ver-
schwörung mit der ungarischen Elite vor und echauffierte sich über das 
Vorgehen gegen Solidaritätsdemonstrationen an.82 Von der Urteilsverkün-
dung im Mai 1894 zeigte sich die rumänische Presse in beiden Staaten unab-
hängig von ihrer politischen Richtung empört;83 Außenminister Alexander 
Lahovary beschwerte sich vergeblich beim seinem österreichisch-ungarischen 
Amtskollegen Gusztáv Graf Kálnoky, der ein Eingreifen ablehnte.84 Die Akti-
onen der Kulturliga indes passten nicht immer zu Sturdzas außenpolitischem 
Konzept der Treue zur Donaumonarchie. Am 29. Mai 1894 hielt die Vereini-
gung in Bukarest eine Großdemonstration gegen das Urteil ab. Sie richtete 
sich vor allem gegen die Mittelmächte – man protestierte vor der österrei-
chisch-ungarischen Botschaft und zeigte offen Sympathie für Frankreich. 
Zudem äußerten führende Vertreter der Kulturliga öffentlich Kritik an jeder 
politischen Zusammenarbeit Rumäniens mit Österreich-Ungarn und bekun-
deten eine Ablehnung eines offiziellen Beitritts Rumäniens zum Dreibund.85

Die durch die antiösterreichischen Ausfälle in Wien und Berlin entstandenen 
Irritationen brachten wiederum die konservative Regierung in Bedrängnis, 
die einerseits die Wogen zu glätten hatte, es sich andererseits nicht erlauben 
konnte, in dieser nationalistisch aufgeladenen Stimmung gegen die Kulturliga 
vorzugehen. Auf dieses Dilemma hatte Sturdza gesetzt.86 Sein Ziel war es, die 
Regierung zu Fall zu bringen. Neben seinen ernsthaften außenpolitischen 
Motiven lässt sich also eine opportunistische Nutzung der internationalen 
Situation klar erkennen.87 Die PNL und ihr Vorsitzender wollten die vom 
Memorandum-Prozess entfachte starke antiungarische Empörung in Rumä-
nien zum Zugpferd ihres Macht- und Ämterstrebens machen. Ihre Politiker 
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vernachlässigten sogar die gleichzeitig vom eigentlichen Feindbild Russland 
betriebene Entnationalisierung der Rumänen in Bessarabien, um sich voll auf 
die Anprangerung der Situation in Ungarn konzentrieren zu können.88

Am 7. Oktober 1894 hielten die Nationalliberalen in Bukarest eine Veran-
staltung ab, bei der die nationalistische Rhetorik stark mit materiellen Argu-
menten durchmischt wurde: Bevor Sturdza das Wort ergriff, hielt Senator 
Petre Aurelian, führender Interessenvertreter der Industrie, eine Rede, in 
welcher er, seiner Parteilinie entsprechend, protektionistische Positionen ver-
trat und sich um die ökonomische Entwicklung besorgt zeigte.89 Sturdza hielt 
anschließend eine programmatische Rede, in welcher er die bereits dargestell-
ten Anschuldigungen und Warnungen bezüglich eines Vasallenstatus Rumä-
niens wiederholte.90 Rhetorisch verband er in einem Rückgriff auf frühere 
Angriffe erneut das nationale Anliegen mit der sozialen Frage, indem er der 
von der Klasse der Bojaren dominierten konservativen Regierung91 vorwarf, 
aufgrund ihres Reichtums kein Mitleid für die leidende rumänische bäuerli-
che Bevölkerung Ungarns zu haben. Den elitären Bojaren fehle grundsätzlich 
die Fähigkeit zum Verständnis einer volkstümlichen Emanzipationsbewe-
gung.92 Diese Verknüpfung von wirtschaftlichen Aspekten weist auf einen 
entscheidenden ökonomischen Hintergrund der nationalistischen Ideologie 
jener Zeit hin: In noch wenig industrialisierten Ländern wie Rumänien kam 
es zu einem Aufleben eines Nationalismus, der sich im Namen der wirtschaft-
lichen Konkurrenzfähigkeit gegen den Freihandel stellte und den Schutz der 
heimischen Wirtschaft forderte.93 Dieser Zusammenhang soll später noch 
genauer beleuchtet werden. 

Der weitere Verlauf von Sturdzas Rede folgte der bereits illustrierten Stra-
tegie gegen die Regierung, seine Kritik an der Unaufrichtigkeit gegenüber der 
Donaumonarchie untermauerte er jedoch zusätzlich: Er veröffentlichte die 
Zahlungen, welche die konservative Regierung nach Siebenbürgen zur Unter-
stützung rumänischer Schulen, Kirchen und Politikern getätigt hatte.94 Diese 
Praxis war seit Jahrzehnten üblich, der Redner hatte sie in den 1880er Jahren 

88 Haupt: Die Rumänienpolitik, 61; Hitchins: A Concise History, 147–148.
89 Luiza Mădălina Apostol: Petre S. Aurelian’s Vision on Customs Protectionism. In: Anale. 

Seria Ştiinţe Economice 16 (2010) 225–231, hier 227; Bukarester Tagblatt 9. Oktober 1894, 
2; Hitchins: A Concise History, 127.

90 Volkmer: Die Siebenbürgische Frage, 267–268.
91 Hitchins: A Concise History, 127.
92 Hitchins: A Nation, 311.
93 Apostol: Petre S. Aurelian, 225–226.
94 Hitchins: Rumania, 214–215.
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als Minister sogar selbst angewendet,95 obwohl sie von der ungarischen Regie-
rung verboten worden war.96 Sturdza kritisierte bei gleicher Gelegenheit auch, 
dass die Regierung den Angeklagten geraten habe, die Haftstrafen anzutre-
ten.97 Er selbst hatte sich gegenüber den Angeklagten schon lange für deren 
Emigration ins Altreich bemüht.98 Ziel dieser Agitation war es, die Glaubwür-
digkeit und Machtstellung der Konservativen so zu beschädigen, dass der 
König ein nationalliberales Kabinett berufen müsste.99 Eine Flucht der Akti-
visten nach Rumänien sollte nach dem Kalkül des Politikers die Bukarester 
Regierung in eine unhaltbare Position bringen.100 Die Veröffentlichung der 
finanziellen Unterstützung auch politischer Organisationen und Akteure in 
Siebenbürgen durch Bukarest hatte das Potential, das regierende Kabinett 
Catargiu als Verhandlungspartner für Österreich-Ungarn unmöglich zu ma-
chen und somit politisch zu erledigen. Dies, so konnte man vermuten, würde 
die Berufung Sturdzas als prominenten Bündnisanhänger und in der nationa-
len Frage glaubwürdigeren Politiker zum Ministerpräsidenten wahrscheinli-
cher machen. Vermutlich nicht ganz zu Unrecht warf die Regierung dem 
ambitionierten Sturdza daher vor, für persönliche Karriereambitionen die 
Lage der gesamten Nationalbewegung in Ungarn zu erschweren.101 Auch 
Rațiu hielt nichts von Sturdzas Vorgehen und sah darin das Verfolgen karrie-
ristischer Absichten. Er beklagte, Sturdza habe die rumänische Bewegung in 
Ungarn durch sein opportunistisches Verhalten innerhalb eines Jahres stärker 
entmutigt als die ungarischen Regierungen in 50 Jahren.102

Dass die starke Agitation Sturdzas und seiner Partei bezüglich der Situa-
tion in Siebenbürgen in erster Linie als machttaktische Stimmungsmache und 
nicht als Ausdruck einer politischen Überzeugung einzuschätzen ist, zeigt 
auch das Verhalten Sturdzas und der PNL in den folgenden Jahren. Als der 
Oppositionsführer 1895 Regierungschef seines Landes wurde, behielt der den 
Kurs der Konservativen bei und hielt sich mit Forderungen bezüglich der 
Gleichberechtigung der siebenbürgischen Rumänen zurück; gegenüber Un-

95 Volkmer: Die Siebenbürgische Frage, 268.
96 Szász: Politik, 601.
97 Volkmer: Die Siebenbürgische Frage, 268.
98 Nicolae Codoş: The Memorandists and the Issue of Political Emigration. In: Transylvanian 
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102 Szász: Politik, 619; Volkmer: Die Siebenbürgische Frage, 272.
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garn zeigte er sich nachbarschaftlich und unkritisch.103 Zudem beendete er 
die Hilfszahlungen Bukarests an rumänischsprachige Schulen und Kirchen in 
Siebenbürgen, was deren Bestand teilweise stark gefährdete.104 Nach seiner 
Amtsübernahme distanzierte er sich auf einem Parteitag in Iași sogar auf 
Drängen der österreichisch-ungarischen Diplomatie von seinen Aussagen als 
Oppositionsführer.105 Zudem übte Sturdza seinen Einfluss aus, um die öffent-
liche Debatte in der nationalen Frage abzukühlen. Im Gegenzug wurden nun 
die Konservativen und vor allem deren Presseorgane zum emotionalen 
Sprachrohr der siebenbürgischen Rumänen.106

3. 2. Ungarische Empörung und Druck auf die Regierung Ungarns
Neben der geschilderten Anteilnahme und Instrumentalisierung, welche die 
Ereignisse um das Memorandum im Königreich Rumänien auslösten, re-
agierten auch die Vertreter des ungarischen Nationalismus auf die Forderun-
gen des Memorandums sowie auf den anschließenden Prozess. Um diese 
Reaktion darstellen zu können, soll zunächst die politische Situation in Un-
garn zu Beginn der 1890er Jahre skizziert werden. Hierzu ist anzumerken, 
dass sich alle ungarischen Parteien grundsätzlich als liberal bezeichneten und 
sich auf die Nation als politischen Rahmen beriefen, wobei sie sich entweder 
auf das Erbe der Revolution von 1848 oder auf das Staatsgrundgesetz des ös-
terreichisch-ungarischen Ausgleichs von 1867 stützten.107 Dennoch war nach 
1867 bei den ungarischen Anführern der Nationalismus größer als der Libe-
ralismus; die vorherrschende Ideologie ging von einer kulturellen Überlegen-
heit der Magyaren aus und war stark von der Angst vor einer Verdrängung 
durch Deutsche oder Slawen geprägt.108 Die Haltung zum österreichisch-un-
garischen Ausgleich stellte das entscheidende Kriterium dar, an dem sich die 
Bruchlinien der politischen Landschaft des Königreichs herausbildeten. Nur 
jene Parteien und Politiker, die sich zu diesem Abkommen und seinem Ver-
fassungscharakter bekannten, wurden als regierungsfähig angesehen. Die 
bürgerliche Opposition gegen den Ausgleich von 1867 wurde insofern immer 

103 Căzan – Rădulescu-Zoner: Rumänien, 138.
104 Hitchins: A Nation, 319.
105 Haupt: Die Rumänienpolitik, 63.
106 Hitchins: A Nation, 318–319.
107 Judson: Habsburg, 340–341.
108 László Kürti: Liberty, Equality, and Nationality. National Liberalism, Modernization, and 
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vom nationalen Standpunkt aus formuliert, da sie stets mehr Souveränität für 
Ungarn einforderte. Sowohl in ihrer inhaltlichen Aufstellung bezüglich sozi-
aler und wirtschaftlicher Themen – die ohnehin aufgrund der Fokussierung 
auf die Verfassungsfrage weniger bedeutsam waren –, als auch mit Blick auf 
die sozialen Trägerschichten waren die Parteien in sich nicht einheitlich.109

Sowohl die 48er als auch die 67er fanden ihre soziale Basis beim besitzenden 
Adel sowie im Bürgertum. Trotz der liberalen Etikettierung war Ungarn auch 
nach dem Ausgleich ein von Aristokraten dominierter Staat, nur etwa sechs 
Prozent der Untertanen besaßen das Wahlrecht.110 Seit 1875 war die Regie-
rung in den Händen der ausgleichstreuen Liberalen, die unter Kálmán Tisza 
die Politik der Magyarisierung stark intensiviert hatten. Die Gegenmobilisie-
rung der Nationalitäten nahm erst unter den krisenanfälligen Regierungen 
seiner Nachfolger Gyula Graf Szapáry und Sándor Wekerle, die der gleichen 
Partei angehörten, Fahrt auf.111 Neben der Liberalen Partei gab es die Unab-
hängigkeitspartei sowie ab 1892 die von Albert Graf Apponyi geführte mode-
rate Nationalpartei. Die Unabhängigkeitspartei stellte die größte Oppositions-
fraktion dar und unterschied sich von der Regierung vor allem durch ihre 
Ablehnung des Ausgleichs von 1867. Sie forderte stattdessen eine weit größere 
Souveränität für Ungarn, manchmal bis hin zu einer Beschränkung der Part-
nerschaft mit Österreich auf eine reine Personalunion. Sie erhielt in den 
Reichstagswahlen in ungarisch dominierten Siedlungsgebieten fast immer die 
Mehrheit, was zu der paradoxen Situation führte, dass die Regierungen je-
weils eigentlich durch die Stimmen der anderen Nationalitäten gestützt wur-
den.112 Das Ziel einer Umwandlung Ungarns vom Vielvölkerstaat in einen 
ungarischen Nationalstaat durch eine Assimilierung der Nationalitäten wurde 
parteiübergreifend von einem großen Teil der politischen Führung des Lan-
des unterstützt und fand auch in der öffentlichen Meinung der ungarischen 
Bevölkerung weitgehende Zustimmung.113 Das ideologische Projekt wurde 
mit der Furcht vor einer Verschmelzung mit den anderen Nationalitäten sowie 

109 Judson: Habsburg, 340–341; János Veliky: Wandlungen der Unabhängigkeitsbewegung in 
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mit der Vorstellung einer besonderen schöpferischen Begabung der staatstra-
genden Ethnie gerechtfertigt.114 In der öffentlichen Kommunikation dieser 
Idee zeigte sich oftmals eine gewisse Ambivalenz zwischen dem Bekenntnis 
zu einer heterogenen politischen ungarischen Nation, deren Angehörige 
durchaus verschiedene Muttersprachen haben konnten, und dem Ziel einer 
möglichst homogenen ethnischen Nation, deren Angehörige sich als Magya-
ren identifizieren sollten. Der Wille, die Nationalitäten langfristig zu assimi-
lieren, wurde oftmals als Akt der Selbstverteidigung vor der Bedrängnis durch 
Slawen und Rumänen dargestellt.115

Für dieses Streben nach einem ungarischen Nationalstaat war die Sieben-
bürgische Frage ein grundsätzliches Problem. Natürlich musste einerseits ein 
unterstellter oder tatsächlicher Irredentismus der Rumänen als Bedrohung 
für den Bestand des ungarischen Staates betrachtet werden. Allerdings war 
das Ideal der einheitlichen und mindestens politischen, bestenfalls ethnischen 
Nation auch nicht mit einem Entgegenkommen bezüglich Autonomie- oder 
kollektiven Sonderrechten einzelner Sprachgruppen vereinbar. Somit waren 
aus dieser Sicht auch Zugeständnisse an jene Gruppen undenkbar, die sich 
stets staatstreu gaben. Ein Entgegenkommen bezüglich mehr Autonomie 
oder ein Nachgeben in der Frage der Amtssprache, so fürchtete man, würde 
über kurz oder lang den Weg zur Abtretung dieser Gebiete an die angrenzen-
den Nationalstaaten ebnen.116 Die Idee der einheitlichen politischen ungari-
schen Nation, deren Mitglieder zwar unterschiedliche Muttersprachen, nicht 
aber verschiedene nationale Zugehörigkeiten haben können, wurde im Text 
des Memorandums ausdrücklich als »Attentat auf unser nationales Leben«117

abgelehnt. Vor diesem Hintergrund ist es wenig verwunderlich, dass der Ver-
such der Übergabe des Memorandums sowohl im ungarischen Parlament als 
auch in der ungarischen Öffentlichkeit für Empörung sorgte. Schon nach der 
Bekanntgabe der Absicht, die Schrift in Wien dem Kaiser zu überbringen, 
hatte Ministerpräsident Szapáry den Monarchen gebeten, diese nicht anzu-
nehmen. Auch die ungarische Presse hatte schon im Vorfeld der Aktion 

114 Horst Föllmer: Das Deutschtum im Spannungsfeld von Magyarisierung und nationaler 
Selbstbehauptung und die deutsche Sprache in der ungarischen Reichshälfte der Donaumo-
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scharfe Kritik geübt und das Vorhaben als staatsfeindlich verurteilt.118 Der 
„Pester Lloyd“, eine Zeitung, die sich mit der Kritik an den Memorandisten 
besonders hervortat,119 unterstellte den rumänischen Aktivisten, dass diese 
sich von Anfang an darüber im Klaren gewesen seien, dass sie in Wien keinen 
Erfolg haben würden. Ziel der Aktion sei es demnach gewesen, durch die 
erwartbare Enttäuschung die »Ausmerzung der Gefühle der Treue und An-
hänglichkeit an die legitime Herrscherdynastie«120 herbeizuführen und so den 
Weg für den Irredentismus zu ebnen. Der Artikel räumte dieser unterstellten 
Strategie durchaus Erfolgschancen ein, da die Masse der rumänischen Bevöl-
kerung ungebildet und manipulierbar sei.121 Grundsätzlich wurde den Unter-
zeichnern der Bittschrift in der Öffentlichkeit von nationalungarischer Seite 
vorgeworfen, nur eine radikale Minderheit der rumänischen Bevölkerung zu 
repräsentieren. Zunehmend lautstark wurde gefordert, die Beteiligten straf-
rechtlich zu verfolgen. Man sah im Memorandum und vor allem in der Hin-
wendung an Franz Joseph als Kaiser einen Angriff auf die Souveränität des 
ungarischen Staates. Hierbei warf insbesondere die Opposition der Regie-
rung, die sich um die Beziehungen zu Rumänien sorgte, Untätigkeit vor.122

In einer Sitzung des Budapester Parlaments im Juli 1892 kam es zu einem 
hitzigen Meinungsaustausch der Fraktionen bezüglich der Haltung zum Me-
morandum. Der einflussreiche Oppositionspolitiker Gábor Ugron prangerte 
die Aktion als Verbrechen an und kritisierte, dass Regierung und Behörden 
nicht angemessen gegen die Täter vorgingen – ein Versäumnis, das seiner 
Ansicht nach auch Selbstjustiz nachvollziehbar mache. Der Redner stritt jeg-
liche Praxis der Unterdrückung durch den ungarischen Staat strikt ab und 
identifizierte Russland, das die Beeinflussbarkeit der rumänischen Bevölke-
rung nutze, als einen Haupturheber dieser Attacke auf den ungarischen 
Staat.123 Die kategorische Leugnung aller selbstproduzierten Ursachen für das 
Memorandum, die Behauptung einer Steuerung der Bewegung durch äußere 
Feinde sowie die Charakterisierung der Rumänen als unmündig und manipu-
lierbar sind Grundmotive, die von den ungarischen Kritikern des Memoran-
dums immer wieder genutzt wurden. In seiner Erwiderung auf Ugrons Rede 
gab sich Justizminister Dezső Szilágyi liberal und erklärte die Untätigkeit der 

118 Volkmer: Die Siebenbürgische Frage, 234.
119 Haupt: Die Rumänienpolitik, 60.
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Regierung unter Berufung auf die Freiheiten des ungarischen Petitionsrech-
tes. Auch wenn er sich zur Notwendigkeit bekannte, etwaige Verletzungen des 
Presserechtes zu ahnden, erklärte er, dass ein Staat sich nicht von jeder Pro-
vokation nervös machen lassen müsse. Auch das Einreichen der Petition an 
den Monarchen in dessen Funktion als Kaiser schien für den Minister an sich 
noch keinen Tabubruch darzustellen: Er, der Monarch, sei eben ein 
»verfassungsmäßige[r] Faktor«.124 Diese Gelassenheit attackierte Ugron scharf 
und warf den Memorandisten vor, dass eine Petition an den österreichischen 
Kaiser genauso verräterisch sei, als hätte man sich hilfesuchend an den russi-
schen Zaren gewandt. Eine Regierung, die nicht über den Willen und die 
Kraft verfüge, dagegen mit aller Härte vorzugehen, sei eine Gefahr für die 
gesamte Nation und verdiene ihr Amt nicht. Die rumänischen Umtriebe 
seien, so Ugron, wenn sie ungestraft blieben, der erste Schritt zu Revolution 
und Anarchie.125 Der Justizminister nahm wiederum die Memorandisten in-
sofern in Schutz, als er den Eindruck gewonnen habe, dass diese trotz der 
Übergabe in Wien und der Verwendung beider Titel des Monarchen an die-
sen in der Funktion als ungarischer König appellierten. Unter Berufung auf 
die rechtliche Situation stellte er erneut klar, dass die Petition an sich nicht 
strafbar sei und er sich für das Einleiten der illegalen und hetzerischen Ver-
breitung des Petitionstextes durch die Presse vergewissern müsse, um eine 
strafrechtliche Verfolgung einleiten zu können.126

Als nächster Redner sprach Graf Apponyi, der das Memorandum eben-
falls als einen Angriff auf den Staat wertete, da die Unterzeichner durch ihr 
Bekenntnis zur rumänischen Nation die ungarische Staatsidee verneinten. Er 
argumentierte, dass sich die Denkschrift gegen die Union Siebenbürgens mit 
Ungarn und somit gegen das Staatsgrundgesetz stellte. Besonders hob der 
Politiker hervor, dass der Ausgleich von 1867 im Memorandum als Gnaden-
akt des Monarchen dargestellt wurde, was Apponyi zufolge implizit auch die 
Möglichkeit einer Überwindung des Dualismus und somit einer Rücknahme 
der ungarischen Souveränität durch einen weiteren Akt des Monarchen in 
den Raum stelle.127

Wie auch beim zuvor geschilderten Verratsvorwurf Ugrons zeigt sich hier 
das ambivalente Verhältnis des ungarischen Nationalismus zur Person Franz 

124 Zitiert nach: Aus dem Reichstage. In: Pester Lloyd 39 (1892) 169, 2–3, hier 3 (15. Juli). 
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127 Pester Lloyd. Abendblatt 39 (1892) 160, 2 (15. Juli).
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Josephs: Dieser war einerseits konstitutioneller Monarch der ungarischen 
Reichshälfte und somit repräsentatives Staatsoberhaupt, wobei man von un-
garischer Seite größten Wert auf die symbolische Ämtertrennung und die 
entsprechenden protokollarischen Feinheiten legte.128 Aus dieser Sicht stellte 
die habsburgische Dynastie nicht zwangsläufig einen Selbstzweck dar, son-
dern gewann ihre Legitimität durch die Garantie der ungarischen Selbstän-
digkeit. Andererseits barg die Stellung des Monarchen, dessen politische 
Karriere mit der Niederschlagung der ungarischen Revolution 1848 und des 
anschließenden Unabhängigkeitskampfes begonnen hatte,129 auch Gefahren-
potential für die ungarische Staatsidee, da die nichtungarischen Untertanen 
der Stephanskrone dem Herrscher oftmals eher in seiner Rolle als Kaiser die 
Treue hielten.130 Gerade die Rumänen hatten in den 1860er Jahren unter kai-
serlich-österreichischer Herrschaft mehr politische Mitspracherechte genos-
sen als seit dem Beginn des österreichisch-ungarischen Dualismus.131 Somit 
musste jegliche Verherrlichung des Monarchen als Kaiser, vor allem durch 
Nichtmagyaren, für das nationale Projekt Ungarns das Bild des Gespenstes des 
alten Kaisertums und der neoabsolutistischen Ära Alexander Bachs hervorru-
fen, in der Ungarn keine Autonomie besaß.132

Apponyi klagte in seiner Rede weiter die Aktivitäten der politischen Ver-
eine in Rumänien an, sah Ungarn und seine Regierung einer internationalen 
Rufmordkampagne ausgesetzt und forderte daher eine strenge Anwendung 
der Gesetze gegen die Memorandisten. Anschließend warf auch er der Regie-
rung Untätigkeit und Planlosigkeit vor.133 Ministerpräsident Szapáry vertei-
digte in seiner Erwiderung den rumänischen Staat dahingehend, dass dieser 
im Rahmen seiner Möglichkeiten zur Deeskalation und Unterbindung der 
antiungarischen Proteste beigetragen habe. Als bestes Mittel gegen Nationali-
tätenkonflikte identifizierte er die Verbreitung der ungarischen Sprache und 
Kultur in der Weise, wie sie seit 1867 betrieben worden sei. Zudem hob er 
hervor, dass die Situation der Rumänen in Ungarn angeblich besser sei, als die 
anderer Nationalitäten in Europa. Dennoch rief auch Szapáry wie zuvor sein 
Justizminister zu Ruhe und Gelassenheit auf. Der Ministerpräsident bekannte 
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sich also zur Magyarisierung und signalisierte gleichzeitig, bezüglich des Me-
morandums mit Augenmaß vorzugehen.134

Die Regierung hatte auch aufgrund des außenpolitischen Bündnisses mit 
Rumänien Hemmungen, die Siebenbürgische Frage durch einen Prozess 
gegen die Memorandisten zur Eskalation zu bringen.135 Man sah sich dem 
starken Druck der Opposition in dieser nationalen Frage ausgesetzt. Schon 
im Januar hatte Szapáry bei einem Besuch König Karls auf dessen Bitte nach 
einer Mäßigung der Nationalitätenpolitik erwidert, dass jedes Nachgeben 
seinerseits nur dazu führen würde, dass sich die Opposition um Apponyi 
scharen würde, um die Regierung zu Fall zu bringen.136 Dies zeigt gewisse 
Parallelen zur geschilderten Situation in Rumänien auf. Wie sehr die Buda-
pester Regierung um eine Beruhigung der Lage bemüht war, wird auch durch 
ihren Versuch deutlich, hinter den Kulissen auf eine Beschränkung der De-
monstrationen in Rumänien hinzuwirken. Der Botschafter Österreich-Un-
garns in Bukarest, Agenor Graf Gołuchowski, hatte die rumänische Regie-
rung immerhin dazu bringen können, Staatsbedienstete, die an den Protesten 
teilnahmen, zu disziplinieren.137 Mehr konnte er wegen der »allzu liberalen 
Gesetze«138 Rumäniens jedoch nicht erreichen.

Das Kabinett Szapáry wurde im November 1892 von der Regierung unter 
Sándor Wekerle abgelöst, die für einen Kurswechsel hin zu einem härteren 
Vorgehen gegenüber der Memorandum-Bewegung stand.139 Wekerle war 
auch aufgrund seiner umstrittenen Kirchenpolitik auf das Wohlwollen der 
Opposition angewiesen und fürchtete die Macht der öffentlichen Meinung in 
emotionalen Fragen. 1893 stärkte er die Stellung der ungarischen Sprache im 
Schulwesen auf Kosten der anderen Sprachen des Reiches. Im selben Jahr 
fand der Replika-Prozess gegen Aurel Popovici statt, dessen Verurteilung die 
Stimmung weiter aufheizte.140 Mit Wekerles Regierungsantritt vergrößerten 
sich auch die Spannungen zwischen Wien und Budapest. Der k. u .k. Außen-
minister Kálnoky versuchte zunehmend, in Ungarn auf eine Mäßigung hin-
zuwirken, um die diplomatischen Beziehungen des Gesamtreiches zu Rumä-
nien nicht zu gefährden, was ihm Angriffe aus Politik und Presse einbrachte. 
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Trotz des schärferen Kurses war auch der neue Ministerpräsident bezüglich 
der rumänischen Aktivisten kompromissbereit: Er zeigte sich bezüglich Ver-
handlungen mit der Rumänischen Nationalpartei offen, stellte einen Verzicht 
auf die strafrechtliche Verfolgung der Memorandisten in Aussicht. Zum Preis 
der Aufgabe der Forderung nach Autonomie für Siebenbürgen war er auch zu 
einer Reform des für die Rumänen unvorteilhaften Wahlrechtes bereit. Nicht 
zuletzt aufgrund der Dominanz des unversöhnlichen Flügels innerhalb der 
rumänischen Bewegung blieben diese Gespräche fruchtlos.141 Nachdem sich 
dann das gesamte Führungsgremium der Partei aus Solidarität mit dem An-
geklagten Eugen Brote zur Urheberschaft der Bittschrift bekannte,142 musste 
dies auf den ungarischen Staat wie eine Herausforderung wirken. Die enorme 
Aufmerksamkeit, welche die Anklage gegen die rumänischen Aktivisten in-
nerhalb und außerhalb der Monarchie generierte, weckte bei den ungarischen 
Politikern die schlimmsten Befürchtungen. Dem Ministerpräsidenten und 
den Behörden wurde vor allem von den Nationalisten sowohl in der Opposi-
tion als auch in der eigenen Regierung Laschheit im Angesicht des angebli-
chen Irredentismus vorgeworfen, worauf zur Beschwichtigung härtere Töne 
gegenüber der Bewegung angeschlagen wurden. Der Ministerpräsident 
schrieb die Verantwortung für die Situation ausländischen Einmischungen 
und vor allem der rumänischen Kulturliga zu. Gleichzeitig versuchte er die 
Wogen zu glätten, indem er sich gegen jegliche gewaltsame Magyarisierung 
positionierte und weiter Offenheit für manche Forderungen signalisierte. 
Insgesamt aber versuchte Wekerle vor allem die Bedeutung des Nationalitä-
tenstreits herunterzuspielen.143

Zum Prozessbeginn erschien ein ungezeichneter Artikel im „Pester Lloyd“, 
der das Memorandum aus juristischer Perspektive angriff. Er kritisierte, dass 
die Denkschrift Gesetze und Entscheidungen des Reichstags nur selektiv an-
erkannte. So lobte die Schrift einerseits die 1848 vom revolutionären Reichs-
tag verabschiedete Gleichberechtigung, andererseits sprach man demselben 
die Befähigung zum Beschluss der Union mit Siebenbürgen ab.144 Diese 
Zweigleisigkeit der rumänischen Argumentation wird auch in der heutigen 
ungarischen Historiografie festgestellt.145 Der Artikel klagte weiter über die 
internationale Berichterstattung, die von Lügen und Unkenntnis über die 

141 Volkmer: Die Siebenbürgische Frage, 273.
142 Kroner: Die Stellung, 77.
143 Volkmer: Die Siebenbürgische Frage, 240.
144 Pester Lloyd 41 (1894) 111, 2 (8. Mai 1894). 
145 Szász: Politik, 617.
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tatsächlichen Zustände geprägt sei.146 Kurz darauf kam es auch im Budapester 
Reichstag zu mehreren Redebeiträgen, die sich über die Öffentlichkeitsarbeit 
der rumänischen Organisationen, vor allem der Kulturliga, und deren inter-
nationalen Einfluss beklagten.147 Ministerpräsident Wekerle mahnte in dieser 
Sitzung an, auch den rumänischen Bürgern ihr Recht auf Pressefreiheit zu-
zugestehen, solange dieses im rechtlichen Rahmen genutzt werde und keine 
Gefahr für die Allgemeinheit und den Staat darstelle. Er relativierte sowohl 
die Bedeutung der internationalen kritischen Artikel als auch die der Solida-
ritätskundgebungen in Rumänien. Auch verteidigte er die Demonstrationen 
in Klausenburg.148 Nach dem Urteilsspruch empörte sich der „Pester Lloyd“ 
erneut die Berichterstattung der internationalen Presse an und beklagte eine 
Kampagne gegen das Ansehen Ungarns, wodurch das Land zur »ärgstbeleu-
mundeten Nation der Welt«149 geworden sei. Außerdem wurde das Urteil und 
das Verhalten von Geschworenen und Regierung gelobt und festgehalten, 
dass der Großteil der Rumänen im Land ungarisch-patriotisch gesinnt sei.150

Angesichts des Urteils drückte Kálnoky gegenüber Wekerle seine Sorge vor 
einem Kontrollverlust durch eine entfesselte nationalistische Empörung der 
Öffentlichkeit aus. Er warnte, dass ein Wandel der ungarischen Politik nötig 
sei, um nicht das wertvolle Bündnis mit Rumänien zu riskieren. Wekerle sah 
sich jedoch von der öffentlichen Meinung gestützt und fürchtete gleichzeitig 
die Reaktion der wahlberechtigten Bevölkerung auf ein Nachgeben in natio-
nalen Belangen.151 Allerdings war auch er um ein Überkochen der Stimmung 
bei den Rumänen besorgt, weshalb er und seine Kabinettskollegen nach dem 
Prozess in ihren Wahlkreisen beschwichtigende Reden hielten. Die Minister 
verurteilten zwar jede Agitation gegen Regierung und Verfassung und droh-
ten mit Zensur und Beschränkungen der Versammlungsfreiheit. Dennoch 
wurde auch einer gewaltsamen Assimilierungspolitik zumindest rhetorisch 
eine Absage erteilt und ein grundsätzliches Verständnis für die Belange der 
Nationalitäten geäußert.152

146 Pester Lloyd 41 (1894) 111, 2 (8. Mai 1894). 
147 Pester Lloyd 41 (1894) 113, 9 (10. Mai 1894).
148 Ebenda.
149 Pester Lloyd 41 (1894) 127, 2 (26. Mai).
150 Ebenda.
151 Volkmer: Die Siebenbürgische Frage, 275–276.
152 von Geyr: Sándor Wekerle, 161.
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3. 3. Der Deutschnationalismus in Österreich
Anders als in Ungarn oder Rumänien wurde das Memorandum in deutsch-
sprachigen Parlamenten nicht nennenswert diskutiert; es erregte die Gemüter 
nicht annähernd so stark wie jene der beiden betroffenen Nationen. Statt-
dessen wurde die Frage nach der Situation der Rumänen Ungarns in dieser 
Zeit eher zu einem Nischenthema der radikalen deutschen Nationalisten 
und Antisemiten. Eine entsprechende politische Richtung hatte sich unter 
der Führung von Georg von Schönerer in den 1880er Jahren herausgebildet. 
Die Bewegung, die sich aus dem radikalen Flügel der Liberalen entwickelt 
hatte und ihre Basis im Mittelstand sowie im akademischen Milieu fand, 
vertrat einen radikalen, völkischen Antisemitismus und lehnte die Habs-
burgermonarchie zugunsten einer Anlehnung an das Deutsche Reich ab.153

Im Gegensatz zum rumänischen und zum ungarischen Nationalismus, die 
jeweils in ihren Ländern die einflussreichsten Ideologien waren, besaß der an-
tisemitische Deutschnationalismus in Österreich noch nicht den Stellenwert 
eines Massenphänomens. Wirkliche Popularität erlangte die Bewegung im 
19. Jahrhundert nicht, ihre direkte Anhängerschaft überstieg nie fünf Prozent 
der Bevölkerung.154 Dennoch sollten sich die ideologischen Grundlagen der 
Gruppierung, die als geistiger Wegbereiter des deutschen Nationalsozialis-
mus angesehen werden kann,155 in den folgenden Jahrzehnten immer weiter 
durchsetzen. Dies lässt eine Betrachtung der Haltung der Deutschnationalen 
im Rahmen dieser Arbeit lohnenswert erscheinen.

Nach der gescheiterten Übergabe des Memorandums in Wien 1892 emp-
fingen einige christsoziale Abgeordnete der Wiener Bürgerschaft und des 
Reichsrats die rumänische Delegation in einem Wiener Kasino.156 Geleitet 
wurde der freundliche Empfang der Memorandisten vom späteren Wiener 
Bürgermeister Karl Lueger, der ausgesprochen antisemitisch und antiunga-
risch eingestellt war und die Situation der Rumänen in Ungarn bereits 1891 
im Reichsrat kritisiert hatte.157 Lueger und seine Christsozialen waren trotz 

153 Rumpler: 1804–1918, 489–490.
154 Bruce F. Pauley: Eine Geschichte des österreichischen Antisemitismus. Von der Ausgren-

zung zur Auslöschung. Wien 1993, 72.
155 Michael Wladika: Hitlers Vätergeneration. Die Ursprünge des Nationalsozialismus in der k. 
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des geteilten Antisemitismus nicht Teil der Schönerer-Bewegung, jedoch 
scheint diese durch das im Folgenden beschriebene Zusammentreffen auf 
das Anliegen der Rumänen aufmerksam geworden zu sein. Unter den an-
wesenden Abgeordneten befanden sich auch Vertreter anderer Nationalitä-
ten.158 Wie aus einem Bericht der konservativen und ungarisch-patriotischen 
„Preßburger Zeitung“159 hervorgeht, wichen die Redner schnell vom Thema 
der Situation in Siebenbürgen ab und widmeten sich stattdessen mit »Lei-
denschaftlichkeit und Ungenirtheit« einer »ganz ordinären antisemitischen 
Hetze«.160 Der deutsch-österreichische Antisemitismus hatte zu jener Zeit 
eine klare antiungarische Konnotation.161 Auf der Veranstaltung wurden 
Grußtelegramme antisemitischer Vereine aus Deutschland verlesen, in denen 
unter anderem die »Einigkeit aller christlichen Völker« angemahnt wurde, 
um »die Parasiten zu vernichten«.162 Nach einer Solidaritätserklärung der 
Gastgeber sprachen Ioan Rațiu und Eugen Brote. Letzterer hielt eine Rede auf 
Deutsch und rückte die Ziele des Memorandums vor seinem Publikum in ein 
gefälliges Licht: »Wir sind gekommen, um beim Kaiser um Schutz vor denen 
zu bitten, die uns unsere Muttersprache rauben wollen: Wir bitten um Schutz 
vor jener ungarisch-jüdischen Race, die uns unterdrückt.«163

Inwieweit diese Aussage Brotes auch einem Opportunismus bei der Suche 
nach Bundesgenossen geschuldet ist, kann hier nicht vollständig geklärt wer-
den. Grundsätzlich scheint er allerdings auch antisemitisches Gedankengut 
vertreten zu haben, wie aus seinem 1895 erschienenen Buch zur Siebenbürgi-
schen Frage ersichtlich, worin er unter anderem der These zustimmt, dass die 
Juden die Magyarisierung als Vehikel für ihren gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Aufstieg nutzten, die ungarische Politik weitgehend kontrollier-
ten und die Hauptverantwortlichen für den Nationalitätenstreit waren.164

Andererseits werden im Text des Memorandums selbst keine antisemitischen 
Aussagen getroffen, Juden werden nicht einmal erwähnt. Nach Brotes An-
sprache erklärte Karl Lueger, er fühle als deutscher Mann die Pflicht, für 

158 Wolf: Der Memorandum-Prozeß, 225.
159 Danuša Serafínová: Preßburger Zeitung. Nutz und Lust. Bratislava 1999, 118.
160 Die ungarfeindliche Rumänen-Deputation. In: Preßburger Zeitung 129 (1892) 152, Morgen-
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164 Brote: Die rumänische Frage, 5–6.
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Unterdrückte einzutreten. Ungarn und Juden bezichtigte er pauschal des 
Hochverrats und sprach sich für die Vertreibung der Letzteren aus.165

Wenige Tage nach dieser Veranstaltung, am 8. Juni 1892, berichtete der 
deutsche Botschafter in Rumänien, Bernhard von Bülow, nach Berlin, dass für 
König Karl dieses »Liebäugeln […] mit den Jungtschechen, Slowenen und 
Antisemiten von bedauerlichem Mangel an politischem Takt«166 zeuge. Auch 
die „Preßburger Zeitung“ urteilte über diesen Schulterschluss, dass er das 
rumänische Anliegen um seine internationalen Sympathien bringe: »Das ist 
der große Schaden, welchen die Herren Raţiu und Genossen durch ihr anti-
semitisches Gastspiel in Wien der Sache der ungarischen Rumänen zugefügt 
haben.«167 Doch darüber hinaus sei der Grund für die Unterstützung der 
Rumänen durch die Antisemiten nicht eine echte Anteilnahme an deren 
Schicksal, sondern der Mangel an Verbündeten, da die Antisemiten »sich auf 
jede politisch verwaiste Nationalität […] stützen« und diesen »ihre kompro-
mittierende Gunst aufdrängen«.168 Es wird festgehalten, dass weder die Wie-
ner Antisemiten um Lueger noch die genannten Vereine aus Berlin jemals 
zuvor echtes Interesse an Siebenbürgen gezeigt hätten.169 Umgekehrt spottete 
der „Pester Lloyd“, dass die »Professionskrakehler«170 um Lueger die einzigen 
Verbündeten der Memorandisten seien.

Der Antisemitismus, der auf dieser Veranstaltung geäußert wurde, scheint 
ausschlaggebend dafür gewesen zu sein, dass sich die deutschnationalen Pres-
seorgane mit dem Memorandum publizistisch zu befassen begannen. Ihr 
Führer Georg von Schönerer hatte bereits früher erklärt, in seinem Kampf 
gegen das Judentum auch für slawische und romanische Mitstreiter offen zu 
sein.171 Grundsätzlich bot die Memorandum-Bewegung durch ihre Kritik an 
der Verfassung der Doppelmonarchie den deutschen Nationalisten inhaltli-
che Anknüpfungspunkte. Gerade der Auftritt der Delegation in einem antise-
mitischen Kontext muss die Bewegung für die Deutschnationalen endgültig 
als strategischen Verbündeten eingeordnet haben. Doch auch hier handelte es 
sich, wie zu zeigen sein wird, um eine Form des propagandistischen Oppor-
tunismus. Anders als bei den Christsozialen fand die Auseinandersetzung mit 

165 Die ungarfeindliche Rumänen-Deputation 1.
166 Dokument Nr. 1484. In: Der russische Draht 178–180, hier 178.
167 Die ungarfeindliche Rumänen-Deputation 1.
168 Ebenda, 2.
169 Ebenda.
170 Pester Lloyd 39 (1892) 131, 2 (1. Juni).
171 Pauley: Eine Geschichte, 70.
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dem Memorandum hier nur publizistisch über die Presse statt. Die von Schö-
nerer finanzierte172 völkisch-antisemitische Zeitung „Ostdeutsche Rund-
schau“ widmete sich den Geschehnissen von Anfang an mit großer Aufmerk-
samkeit. Das Blatt begrüßte das Eintreffen der rumänischen Delegation in 
Wien und verband den siebenbürgischen Konflikt sogleich mit dem Antise-
mitismus: Der Empörung der ungarischen Zeitungen über die versuchte 
Überreichung hätte die »Wiener Judenpresse secundirt«, da die Rumänen von 
den antisemitischen Abgeordneten um Lueger unterstützt wurden. Hier habe 
sich »der innige Zusammenhang zwischen den Schmöcken, welche in Wien 
und in Pest sich der öffentlichen Meinung bemächtigt haben, wieder einmal 
klar gezeigt; auch konnte man wieder einmal ersehen, welche Angst man in 
gewissen Kreisen davor hat, das Selbständigkeitsgefühl der Magyaren auch 
nur im Geringsten zu verletzen«.173 Hier ist eine Kombination der für diese 
politische Richtung programmatischen antisemitischen Vorstellung einer jü-
disch kontrollierten Presse174 mit der Ablehnung des Dualismus mit Ungarn 
erkennbar. Ein ideologisches Muster, das später noch deutlicher werden sollte. 

Zwei Jahre später, am Tag des Prozessbeginns in Klausenburg, berichtete 
die Zeitung auf der Titelseite davon. Es lässt sich unschwer eine Sympathie für 
die Angeklagten und ihr Anliegen herauslesen. In den ersten Zeilen des Arti-
kels findet eine eher liberale Kritik an den Verhältnissen in Ungarn statt: Die 
Praxis der Magyarisierung, das Nichteinhalten des Nationalitätengesetzes von 
1868 sowie die manipulative Art der Wahlkreiseinteilung werden scharf ver-
urteilt. Ganz im Sinne der Ideologie der Zeitung wird die Minderheitenpolitik 
des Deutsche Reiches als positives Gegenbeispiel genannt. Die Rumänen 
werden im Artikel als mit »unsere[n] deutschen Stammesgenossen«175 in 
einer Schicksalsgemeinschaft dargestellt. Kritisiert wird eine chauvinistische 
Haltung, die der Autor des Artikels der Mehrheit der Magyaren und den Be-
amten und Polizisten unterstellt. Grundsätzlich diagnostizierte man dem 
ungarischen Staat eine falsche Strategie: Dieser »hätte eine große Kultursen-
dung zu erfüllen: einen festen Damm zu bilden gegen die reißende Fluth der 
panslavistischen Strömung, [...] und die Magyaren, vereint mit den Sieben-
bürger Sachsen und den Rumänen und inmitten der slavischen Völkerschaf-
ten aufeinander angewiesen, wären wohl im Stande, diese Sendung zu erfül-

172 Brigitte Hamann: Hitlers Wien. Lehrjahre eines Diktators. München 1996, 378.
173 Politische Rundschau. In: Ostdeutsche Rundschau 3 (1892) 23, 2–3 (5. Juni), hier 2.
174 Hamann: Hitlers Wien, 352–355.
175 –gl: Die Rumänen in Ungarn. In: Ostdeutsche Rundschau 5 (1894) 124, 1 (7. Mai).
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len, gestützt auf die deutsche Bildung, die den Magyaren ebenso wie den 
Rumänen Kulturquelle war. Die Magyaren freilich haben dies gänzlich verges-
sen, während die Rumänen es gerne dankbar anerkennen«.176

Hier zeigt sich, wie der Konflikt in Siebenbürgen in die nationalistische 
Ideologie eingebracht wurde, indem man ihn durch die Linse eines vermeint-
lichen Völker- beziehungsweise Rassen-Gegensatzes betrachtete. Dieses Zitat 
kann auch vor dem Hintergrund der für diese politische Richtung im Habs-
burgerreich prägenden Verdrängungsangst der Deutschen durch Slawen177

gesehen werden. Während Ungarn kritisiert wird, wird den Rumänen die 
Rolle des dankbaren kleinen Verbündeten im imaginären völkisch-sozialdar-
winistischen Kampf zugeschrieben. Ironischerweise herrschte gerade bei den 
ungarischen Befürwortern der Magyarisierungspolitik oftmals eine ähnliche 
Form jener Mischung aus Überlegenheitsgefühl einerseits und Angst vor der 
Verdrängung durch den Panslawismus andererseits.178 Diese wurde von den 
Deutschnationalen scheinbar ebenso ausgeblendet, wie die Tatsache, dass 
umgekehrt der rumänische Nationalismus nicht kategorisch antislawisch war: 
Während die ältere Generation der siebenbürgisch-rumänischen Aktivisten 
für eine Allianz mit den Magyaren gegen die ringsum lebenden Slawen ein-
trat, kooperierte die jüngere Generation trotz bestehender Ablehnung des 
Panslawismus mit den slawischen Minderheiten Ungarns gegen den gemein-
samen Feind der Magyarisierung.179

Am 10. Mai 1894 erschien auf der Titelseite der „Ostdeutschen Rund-
schau“ ein Artikel des Herausgebers und Politikers Karl Hermann Wolf.180

Wolf, den Adolf Hitler später zu seinen frühen ideologischen Einflüssen zäh-
len sollte,181 kombinierte ebenfalls die Solidarität mit den Angeklagten mit der 
völkisch-antisemitischen Weltanschauung: Der ungarische Staat werde von 
einer »bis in den innersten Kern vom Judenthum durchsetzte[n] und nur 
äußerlich magyarisch angestrichene[n] Klasse« regiert. Das Aufbegehren der 
nichtungarischen Völker gegen die Herrscherklasse sei jedoch nicht nur eine 
nationale Angelegenheit. Grund sei auch die soziale Frage sowie die »Juden-
frage«. Der laut Wolf bislang vom »terroristischen« Wahlsystem unterdrückte 
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Antisemitismus würde sich »eines schönen Tages […] bemerkbar machen, 
aber nicht blos mit ein Bischen parlamentarischem Gepolter, wie im gesitte-
ten Westen; vor den vielleicht nicht ganz salonfähigen Formen dieses östli-
chen Antisemitismus werden sich die [Juden] […] nicht recht sicher fühlen«.182

Diese Gewaltphantasie kann als Indiz dafür gewertet werden, dass die osteu-
ropäischen Völker aus Sicht der deutschnationalen Ideologie einen besseren, 
weil brutaleren Antisemitismus vertraten. 

Schon in der Vergangenheit hatten deutschnationale Politiker gegen die 
Opfer antijüdischer Pogrome in Russland agitiert und diesen die Schuld für 
ihre Behandlung zugeschrieben.183 Für Wolf war scheinbar ein unterstellter 
Antisemitismus der Osteuropäer, hier konkret der Rumänen, ein Grund, po-
litische Sympathien für die Memorandisten zu hegen. Die ungarische Bevöl-
kerung Ungarns sei in der Vorstellung Wolfs hingegen »vom Judenthume [...] 
physisch und moralisch infizirt«184 und stelle gleichzeitig jene die anderen 
Bewohner wirtschaftlich ausbeutende Gruppe dar, wodurch die soziale, nati-
onale und die Judenfrage miteinander verbunden werde. 

Diese Argumentation fügt sich nahtlos in das Weltbild von Wolfs politi-
scher Richtung ein, denn die Schönerer-Bewegung und der politische Antise-
mitismus in Österreich gaben sich stets sozial engagiert, antikapitalistisch 
und bauten insbesondere auf antisemitische Ressentiments von Kleinunter-
nehmern gegen ihre jüdischen Konkurrenten.185 Abschließend zog Wolf in 
seinem Artikel einen Vergleich zwischen den siebenbürgischen Rumänen 
und den Deutschen der österreichischen Reichshälfte: Beide seien von 
»ihrem« Nationalstaat durch eine Grenze getrennt und drohen, »im Vielvöl-
kerbrei eines polyglotten Staates veramalgamirt zu werden«.186 Jedoch sei die 
Solidarität der Rumänen jenseits der Karpaten mit denen in Siebenbürgen zu 
beneiden, da die Reichsdeutschen wenig Interesse am Schicksal der deutsch-
sprachigen Untertanen der Doppelmonarchie zeigten.187

Wolfs Artikel kann als stellvertretend für die Rezeption der Memoran-
dum-Bewegung in der deutschnationalen Bewegung gelten, da er die Ge-
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schehnisse in Siebenbürgen nicht aus tatsächlichem Interesse an der Situation 
der Rumänen betrachtet. Stattdessen dient der Konflikt als Projektionsfläche 
für die Programmpunkte der völkischen Ideologie: Das Streben nach einer 
ethnisch und rassisch reinen Nation, aggressiver Antisemitismus und die Ab-
lehnung des Vielvölkerstaates, insbesondere des Dualismus mit Ungarn. Den 
rumänischen Aktivisten wird hier nur Aufmerksamkeit gewidmet, um die 
vermeintlich vergleichbare Situation der tatsächlich wesentlich besser gestell-
ten Deutschen in Österreich zu beschreiben. In typischer Weise werden 
zudem alle Ethnien als homogene Gruppen mit einheitlichen Interessen und 
Eigenschaften dargestellt – eine Vorstellung, die in dieser Zeit gerade für das 
Bild der Rumänen im deutschsprachigen Raum dokumentiert ist.188

Lediglich vor dem Hintergrund des krassen Antisemitismus könnte man 
eine echte Sympathie des Autors für die Rumänen konstatieren, weil die den 
nichtungarischen Bevölkerungsteilen Ungarns unterstellte Judenfeindlichkeit 
vom Autor positiv besetzt ist. Außerdem werden diese Nationalitäten implizit 
als vermeintlich ethnisch noch homogen und nicht als jüdisch unterwandert
dargestellt – was in Wolfs Weltsicht ebenfalls eine günstige Eigenschaft ist. In 
der damaligen Außenwahrnehmung des Rumänen wurden insbesondere die 
Bauern im Gegensatz zu den Eliten als die eigentlichen Träger der nationalen 
Identität betrachtet, die von fremden Einflüssen frei seien.189

Vor diesem Hintergrund ist zu erwähnen, dass gerade in Siebenbürgen die 
rumänische Bevölkerung zu einem Großteil aus Bauern bestand190 und sich 
somit sehr gut zur völkischen Idealisierung aus der Ferne eignete. Zudem 
verfolgte die Rumänische Nationalpartei eine Strategie der Massenmobilisie-
rung gerade der bäuerlichen Bevölkerung.191 Die rumänische Nationalbewe-
gung in Siebenbürgen sah in der Verwirklichung einer auf ethnischen Grund-
sätzen aufgebauten Wirtschaft ein Hauptziel.192 Während sich die Führung 
der Nationalpartei fast ausschließlich aus dem Mittelstand rekrutierte – ihre 
politischen Führer waren zumeist Anwälte oder kleine Gewerbetreibende193 –, 
machte sie auch der bäuerlichen Bevölkerung ein Angebot, indem beispiels-

188 Klaus Heitmann: Das Rumänienbild im deutschen Sprachraum 1775–1918. Eine imagologi-
sche Studie. Köln [u. a.] 1985, 11–12.

189 Ebenda, 22–23.
190 Pop – Bolovan: Geschichte, 397.
191 Schmidt: Dakoromanismus, 171.
192 Hitchins: A Concise History, 143–144.
193 Ebenda.
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weise die rumänischen Banken billige Kredite an Landwirte vergaben.194

Somit war die Anhängerschaft der Memorandisten eine ähnliche wie jene der 
Antisemiten in Österreich: Sowohl die antisemitischen Christsozialen als 
auch die Schönerer-Bewegung fanden ihre soziale Basis einerseits bei kleine-
ren Unternehmern, andererseits bei der bäuerlichen Landbevölkerung.195

Bezüglich des unterstellten Antisemitismus muss festgehalten werden, 
dass Judenfeindlichkeit zu dieser Zeit in Rumänien in der Tat weit verbreitet 
war. 1878 musste dem neuen Staat beim Berliner Kongress die Gleichberech-
tigung der Juden abgerungen werden, in den folgenden Jahren wurde jedoch 
eine Politik der schweren Diskriminierung beibehalten. Zudem war Antise-
mitismus in der Presse und bei der rumänischen Intelligenz alles andere als 
eine Seltenheit, führende Intellektuelle wie der Historiker Nicolae Iorga spra-
chen sich für ähnliche Maßnahmen wie die deutsch-österreichischen Antise-
miten aus: den Schutz des Mittelstandes und der Handwerker vor jüdischen 
Konkurrenten.196 Auch der über die Grenzen Rumäniens bekannte Dichter 
Mihai Eminescu sowie der „Tribuna“-Autor Ioan Slavici hatten sich öffentlich 
für den Antisemitismus starkgemacht. Letzterer hatte 1878 dem Antisemitis-
mus sogar ein ganzes Buch gewidmet, in dem er sich für die Ermordung aller 
Juden Rumäniens aussprach.197

Die Tatsache der Verbreitung des Antisemitismus gerade in Rumänien 
muss den Führern der deutschnationalen Bewegung in Wien durchaus be-
kannt gewesen sein, was ihre Sympathien für die politischen Anliegen der 
Rumänen erhöht haben dürfte. Was die von Wolf unterstellte angebliche 
Durchsetzung der Magyaren durch Juden betrifft, so war diese in der Realität 
eine bereitwillige Assimilation vieler jüdischer Untertanen nach der rechtli-
chen Gleichstellung 1867. Im Zuge der Magyarisierungskampagne, die ja den 
Versuch darstellte, die Anzahl der sich als ungarisch identifizierenden Bürger 
zu erhöhen, begannen zudem viele Ungarn, die Anpassung von Juden und 
das damit einhergehende Wachstum des ungarischen Bevölkerungsteils zu 
begrüßen, da man so dem Anspruch eines Nationalstaates näher kommen 

194 Dietmar Müller: Agrarpopulismus in Rumänien. Programmatik und Regierungspraxis der 
Bauernpartei und der Nationalbäuerlichen Partei Rumäniens in der Zwischenkriegszeit. St. 
Augustin 2001, 142–143.

195 Carsten: Faschismus, 20.
196 Mariana Hausleitner: Rumänien. In: Länder und Regionen 290–297, hier 292–293.
197 International Commission on the Holocaust in Romania. Final Report. Hgg. Tuvia Friling [u. 

a.]. Iaşi 2004, 25–27.
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konnte.198 Zudem war die politische Elite Ungarns größtenteils liberal ausge-
richtet, und der bei den Deutschnationalen so verbreitete Rassengedanke 
spielte beim dominanten liberalen ungarischen Nationalismus keine Rolle,199

was ebenfalls eine Ursache für dessen Ablehnung durch die Deutschnationa-
len gewesen sein könnte. Dennoch gab es auch unter den Magyaren, vor allem 
beim niederen Adel, einen starken Antisemitismus,200 was die deutschnatio-
nale Publizistik jedoch nicht wahrnahm.

Zusätzlich zur Solidarisierung mit den Angeklagten des Memorandum-
Prozesses ist für das deutschnationale Lager auch eine positive Bewertung der 
Haltung der rumänischen PNL feststellbar. Das vom deutschnationalen Poli-
tiker Ernst Vergani herausgegebene „Deutsche Volksblatt“, eine der auflagen-
stärksten Zeitungen des Reiches,201 veröffentlichte im Januar 1894 einen Arti-
kel, der die Partei der rumänischen Liberalen und vor allem ihren Anführer 
Sturdza in höchsten Tönen lobte. Während die Bojarenpartei, die der Autor 
mit den Großgrundbesitzern der Monarchie verglich, in nationalen Belangen 
und der Bündnisfrage unzuverlässig sei, seien die Liberalen die »wahre 
Volkspartei«.202 Lobend wird die Positionierung der PNL hervorgehoben: 
»Ringsum bedroht von der panslavistischen Hochfluth, die in Ungarn woh-
nenden Stammesgenossen der brutalen Vergewaltigung der Magyaren preis-
gegeben, kämpfen die nationalen Rumänen, die liberale Partei, einen Ver-
zweiflungskampf um die Existenz ihres Volkes, der unsere vollste Bewunderung 
verdient.«203 Weiter wird dem Kurs der Partei Aufrichtigkeit bescheinigt: Ei-
nerseits könne Rumänien nicht bei der Unterdrückung der eigenen Lands-
leute in Ungarn zusehen, zweitens müsse eine wirklich liberale Partei aus 
Prinzip gegen die Praxis der Magyarisierung einstehen und drittens betrachte 
es Sturdza als Anhänger des Dreibundes als seine Pflicht, vor Entwicklungen 
zu warnen, die das Bündnis schwächen könnten.204 Die Sorge des Autors zeigt 
sich in der Befürchtung, dass »nicht einstens die vom Panmagyarenthum 
Unterdrückten beim Panslavismus Rettung suchen«.205 Somit deckt sich die 

198 Cartledge: The Will, 259.
199 Péter Hanák: Ungarn in der Donaumonarchie. Probleme der bürgerlichen Umgestaltung 

eines Vielvölkerstaates. Budapest 1984, 313.
200 Cartledge: The Will, 260.
201 Andrew G. Whiteside: Georg Ritter von Schönerer. Alldeutschland und sein Prophet. Graz 

[u. a.] 1981, 131.
202 Rumänien. In: Deutsches Volksblatt 6 (1894) 1818, Morgenausgabe, 1–2 (25. Januar), hier 1.
203 Ebenda, 2.
204 Ebenda.
205 Ebenda.
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Betrachtungsweise der Zeitung tatsächlich mit dem schon zuvor erläuterten 
politischen Konzept Sturdzas. In der Tat bot der rumänische Politiker mit 
seiner programmatischen Ausrichtung einen guten Anknüpfungspunkt für 
die deutschnationalen Antisemiten in Österreich. 

Neben der beide Richtungen einenden Abneigung gegenüber Russland 
und den Slawen generell teilte man auch den Antisemitismus, den in Rumä-
nien besonders die Nationalliberalen vertraten. Wie viele deutsche Nationa-
listen in der Habsburgermonarchie, sahen sie in den Juden gierige Profiteure, 
die der heimischen Wirtschaftsentwicklung schadeten.206 Somit lässt sich 
festhalten, dass die rumänische PNL durchaus eine gewisse Schnittmenge mit 
den Deutschnationalen in Österreich-Ungarn aufwies, und die beiden Grup-
pen zum Teil von ähnlichen Grundannahmen ausgingen.

4. Fazit

Zur Rezeption der Memorandum-Bewegung durch den rumänischen Natio-
nalismus im Altreich lässt sich sagen, dass die Ereignisse um die Bittschrift 
eine große und aufrichtige Anteilnahme fanden. Zeugnis davon legen die 
Aktivitäten der Kulturliga, die zahlreichen lokalen Proteste und Solidaritäts-
kundgebungen sowie die öffentliche Empörung ab. Insofern stellt die Ge-
schichte des Memorandums für den rumänischen Nationalismus und für den 
Dakoromanismus einen vorläufigen Höhepunkt dar. Dies wurde von der Po-
litik zwar aufgegriffen, führte jedoch nicht zu einem tatsächlichen Kurswech-
sel. Die Position der Konservativen wie der Nationalliberalen war neben eini-
gen normativen Überzeugungen vor allem vom Opportunismus geprägt. 
Vertreter beider Parteien griffen das Thema auf: Die konservative Regierung 
war vor allem um Schadensbegrenzung bemüht und handelte im Rahmen des 
politischen Sachzwanges, um das Bündnis mit der Habsburgermonarchie 
nicht zu gefährden. Gleichzeitig förderte sie jedoch rumänische Aktivitäten 
im Nachbarstaat; konservative Politiker signalisierten immer wieder ihre Zu-
stimmung zur großrumänischen Idee und verneinten öffentlich die Endgül-
tigkeit der Grenzen. 

Die Nationalliberalen, also die politischen Hauptvertreter des rumäni-
schen Nationalismus westlicher Prägung, nutzten das Thema vor allem als 
Taktik zur Machterlangung. Der Vorsitzende Sturdza versuchte, mittels einer 
nationalistischen Mobilisierung die Regierung in Bukarest zu stürzen. Zu 

206 Schmidt: Dakoromanismus, 181, 185.
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diesem Ziel lockte er die Regierung in eine Falle: Das Spannungsfeld zwischen 
dem Bestreben des Kabinetts, die Beziehungen zu Österreich-Ungarn nicht zu 
beschädigen, und der Unmöglichkeit, ohne Gesichtsverlust gegen die Empö-
rungswelle im Lande vorzugehen, sollte die Regierung diskreditieren. Als in-
formeller Anführer der nationalistischen Proteste verfügte Sturdza allerdings 
auch über echte normative Überzeugungen bezüglich der Siebenbürgischen 
Frage: Seine Sorge vor dem Panslawismus und Russland sowie sein Bekennt-
nis zu einer Allianz mit den Mittelmächten waren keine propagandistischen 
Manöver, sondern entsprachen seiner politischen Konzeption. Ungeachtet 
dessen war seine Agitation bezüglich des Memorandums vor allem von Op-
portunismus geprägt. Dies zeigt seine spätere Tatenlosigkeit als Ministerprä-
sident hinsichtlich der Auslandsrumänen. Er war nicht gewillt, wegen des 
Memorandums und Siebenbürgen mit dem Kurs der Vorgängerregierung zu 
brechen.

Was die Reaktion des ungarischen Nationalismus betrifft, ist zunächst er-
neut auf die Ambivalenz der Haltung der nationalen Kräfte zur ungarischen 
Staatsidee hinzuweisen. Diese bewegte sich zwischen der Unterstützung des 
Modells einer polyglotten politischen Nation und einem Bekenntnis zum Ziel 
einer Magyarisierung aller Nationalitäten, somit zum ethnischen National-
staat. Für beide Ansätze stellten die Forderungen des Memorandums eine 
Gefahr dar, weshalb es von ungarischen Politikern rundheraus abgelehnt 
wurde. Die Regierungen Szapáry und Wekerle ließen öffentlich und unter 
dem Druck der nationalen Opposition keinen Zweifel an ihrem Festhalten am 
Konzept der unteilbaren Nation aufkommen. Trotzdem war ihre Rhetorik 
den Memorandisten gegenüber noch relativ gemäßigt. Die Bedeutung der 
Angelegenheit wurde relativiert, und die Regierung war um eine Beruhigung 
der Lage bemüht. 

Die Opposition übte daran jedoch scharfe Kritik und mahnte stets zu 
konsequentem Handeln. Ihre Verurteilung der Memorandum-Bewegung 
hatte zum einen staatsrechtliche Gründe: Der Appell an den Kaiser in Wien 
wurde von ihnen als Missachtung der Eigenständigkeit Ungarns gewertet. 
Dies stand im Zusammenhang mit der geschilderten zweischneidigen Posi-
tion des ungarischen Nationalismus zur Person des Doppelmonarchen, da 
dieser zum einen als König die ungarische Staatlichkeit verkörperte, zum an-
deren als Kaiser auch Projektionsfläche nationaler Sehnsüchte für die anderen 
Nationalitäten sein konnte. Somit barg jede Huldigung des Kaisers durch die 
Nationalitäten eine Gefahr für das Projekt der ungarischen Nation. Grund-
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sätzlich war die ungarische Sichtweise von einer juristischen Argumentation 
geprägt, die den Memorandisten jede Legitimität absprach und ihre Aktion 
zum Verbrechen erklärte. Zusätzlich waren Grundmotive der Kritik sowohl 
der Regierung als auch der Opposition an den rumänischen Aktivisten die 
Behauptung einer äußeren Einmischung in ungarische Angelegenheiten. 
Hinzu kam die Einschätzung der rumänischen Untertanen als grundsätzlich 
staatstreu, jedoch ungebildet und manipulierbar, sowie die Empörung über 
die internationale Berichterstattung, die als Verleumdungskampagne gegen 
Ungarn wahrgenommen wurde.

Die Deutschnationalen der österreichischen Reichshälfte nutzten die Ge-
schehnisse um das Memorandum und den Prozess vor allem zur publizisti-
schen Agitation in eigener Sache. Ungeachtet der Tatsache, dass sich die 
deutschsprachige Bevölkerung Österreichs nicht in einer vergleichbaren Situ-
ation befand, wurde in den Rumänen ein Volk gesehen, welches das Schicksal 
der Deutsch-Österreicher teilte. Auch der Gedanke, dass die Deutschen, Ma-
gyaren und Rumänen eigentlich eine Allianz gegen den Panslawismus bilden 
sollten, wurde geteilt, wobei man letzteren beiden wohl eher die Nebenrolle 
als Hilfsvölker andachte, die sich auf die deutsche Bildung zu stützen hätten. In 
der damaligen Wahrnehmung waren die Angehörigen der deutschen wie der 
rumänischen Nationalität vom gefährlichen Panslawismus umzingelt und in 
ihrer nationalen Existenz bedroht. Sowohl bezüglich des Antisemitismus, des 
Antislawismus und der Kritik am österreichisch-ungarischen Dualismus 
deckten sich die politischen Konzeptionen der Deutschnationalen teilweise 
mit denen der Memorandisten und vor allem der rumänischen Nationallibe-
ralen, was diesen Sympathien aus Österreich eintrug. Somit diente die The-
matisierung des Memorandums und der Situation der Rumänen vor allem als 
Projektionsfläche, um die eigene Ideologie propagieren zu können.

Der entscheidende Sympathiefaktor für die rumänische Bewegung war 
indes eindeutig der Antisemitismus: Man unterstellte dem rumänischen Volk 
pauschal, judenfeindlich zu sein, während man die Magyaren als von Juden 
unterwandert ansah. Ungeachtet einer Bewertung der positiven Besetzung 
dieses Antisemitismus hatte die Identifikation der Rumänen mit Judenfeind-
lichkeit zumindest den realen Hintergrund, das diese zu jener Zeit unter den 
Rumänen auf beiden Seiten der Karpaten verbreiteter war als zumindest im 
ungarischen Bürgertum, das die Assimilation von Juden zumeist begrüßte. 
Der rumänische Antisemitismus und seine Gewaltbereitschaft wurden in den 
Publikationen des Deutschnationalismus regelrecht romantisiert. Inwieweit 
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die Gemeinmachung der Memorandisten in Wien mit den Antisemiten um 
Karl Lueger von tatsächlicher innerer Überzeugung oder von Pragmatismus 
bei der Suche nach Bundesgenossen beeinflusst war, bleibt an dieser Stelle 
offen. In Anbetracht der antisemitischen Tendenzen, die sich aus deutsch-
sprachigen Quellen für einige der Protagonisten der Memorandum-Bewe-
gung wie Eugen Brote und Ioan Slavici erkennen lassen, scheint es jedoch eine 
interessante weiterführende Fragestellung zu sein, die Bedeutung des Antise-
mitismus für die Ideologie und die Aktivitäten der Rumänischen National-
partei in Siebenbürgen in dieser Zeit genauer zu untersuchen. 






